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Januar

Präsidentschaft

1. Januar: Der Ratsvorsitz der EU geht von Spa-
nien an Italien über. Im Mittelpunkt der italieni-
schen Präsidentschaft steht der Beginn der
Regierungskonferenz zur Überprüfung des Ver-
trages von Maastricht am 29. März in Turin.

Türkei

1. Januar: Die lang vereinbarte Zollunion zwi-
schen der EU und der Türkei tritt nach Zustim-
mung des Europäischen Parlamentes in Kraft.

Frankreich

8. Januar: Der frühere französische Staatspräsi-
dent Francois Mitterand stirbt in Paris an den
Folgen eines langjährigen Krebsleidens.

Palästinensische Gebiete

9. Januar: In Paris findet die Konferenz über die
Wirtschaftshilfe für Palästina statt. Auf der Kon-
ferenz, an der über fünfzig Geberländer und
internationale Organisationen teilnehmen, erklärt
Kommissionsvizepräsident Marin die Bereit-
schaft der Europäischen Union, für 1996 einen
Beitrag in Höhe von 90 Mio. ECU zur Verfügung
zu stellen.

OSZE

4. Januar: In Wien beginnt die OSZE-Konferenz
über Vertrauensbildung und Rüstungskontrolle
im ehemaligen Jugoslawien. Neben der Unter-
zeichnung eines ProtokoUes über die Einrichtung
militärischer Verbindungsbüros auf den Gebie-
ten der Konfliktparteien, werden der OSZE
Informationen über Standorte der Waffensysteme
vorgelegt.

Malta

6. Januar: Der maltesische Außenminister de
Marco stattet der Kommission einen Besuch ab,
bei dem es in erster Linie um den künftigen Bei-
tritt Maltas zur Europäischen Union geht.

GAS P/Haiti

11. Januar: Die Fünfzehn begrüßen in einer
gemeinsamen Erklärung die Abhaltung regulärer
und freier Wahlen in Haiti und betonen den in
der Geschichte Haitis einmaligen Vorgang, daß
ein demokratisch gewählter Präsident von einem
anderen ebenfalls demokratisch gewählten Prä-
sidenten abgelöst wird.

GASP/Guatemala

12. Januar: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen die Fünfzehn die ordnungsgemäße
Abhaltung freier Präsidentschaftwahlen in Gua-
temala, zu der sie 44 Wahlbeobachter entsandt
hatte.
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Europäisches Parlament (EP)

15.-19. Januar: In Straßburg findet die Plenarta-
gung des EP statt, die insbesondere von der Aus-
sprache über den Europäischen Rat von Madrid,
die spanische Ratspräsidentschaft sowie über das
Arbeitsprogramm des italienischen Ratsvorsit-
zes beherrscht wird. Des weiteren überreicht EP-
Präsident Klaus Hänsch dem Ehemann der noch
immer in der Türkei inhaftierten Parlamentsab-
geordneten Leyla Zana den Sacharow-Preis für
geistige Freiheit des Jahres 1995. Weitere The-
men sind die Beziehungen der Union zu Kuba
und Chile, der Menschenhandel, die Zustände in
chinesischen Waisenhäusern sowie die Annahme
einer Entschließung über die Reform der Struk-
turfonds.

Vereinte Nationen

15.-19. Januar: In Genf kommt es zur Fortset-
zung der UN-Konferenz über Landminen, die
jedoch ergebnislos endet, da sich die teilnehmen-
den Länder nicht auf eine Kontrolle der Antiper-
sonenminen einigen können.

GASP/Burundi

16. Januar: Die Fünfzehn drücken in einer
gemeinsamen Erklärung ihre tiefste Besorgnis
über die anhaltende Gewalt in Burundi aus und
betonen erneut die Bereitschaft der Union, den
Wiederaufbau des Landes zu unterstützen.

SAVE II, zum Programm INFO 2000 sowie zum
Kurzstreckenseeverkehr.

GASP/Tschetschenien

18. Januar: In einer gemeinsamen Erklärung
drücken die Fünfzehn ihre tiefste Sorge über die
Entführung des türkischen Fährschiffes „Avra-
sya" und die Ereignisse in Pjerwomajskoje aus
und fordern die sofortige Einstellung der Kampf-
handlungen.

Polen

18. Januar: Der polnische Ministerpräsident
Kwasniewski stattet der Kommission einen
Besuch ab, bei dem es in erster Linie um den
Beitritt Polens zu NATO und EU geht. Darüber-
hinaus wird vereinbart, eine Tagung hoher polni-
scher und europäischer Beamter einzuberufen,
um die noch ungelösten Handelsprobleme zu
erörtern und die Maßnahmen zum Beitritt Polens
zu verbessern.

G7

20. Januar: In Paris tagen die Finanzminister und
Notenbankchefs der sieben führenden Industrie-
nationen und beraten dabei über die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, die wirtschaftliche Entwick-
lung sowie über die ökonomische Situation in
Rußland.

Bosnien-Herzegowina

16. Januar: In Genf tagt eine Konferenz über die
bosnischen Bürgerkriegsflüchtlinge und
beschließt, daß keine Flüchtlinge gegen ihren
Willen aus den Aufnahmeländern abgeschoben
werden dürfen.

Ausschuß der Regionen (AdR)

17.-18. Januar: Der AdR tritt zu seiner 11. Ple-
nartagung zusammen. Im Mittelpunkt der
Tagung steht die Rede von Kommissionsmitglied
Wulf-Mathies, in der sie das Arbeitsprogramm
vorstellt und die Leitlinien der Kommission
bezüglich der wechselseitigen Beeinflussung der
Kohäsions- und Umweltpolitk deutlich macht.
Der AdR verabschiedet des weiteren Stellung-
nahmen zu den regionalen Auswirkungen der
Gemeinsamen Fischereipolitik, zum Programm

GASP/Naher Osten

21./22. Januar: Die Fünfzehn äußern in einer
gemeinsamen Erklärung ihre Zufriedenheit über
den erfolgreichen Abschluß der ersten allgemei-
nen palästinensischen Wahlen und gratulieren
Yassir Arafat zu seiner Wahl zum Präsidenten des
Palästinensischen Rates. Darüberhinaus rufen
die Fünfzehn das palästinensische Volk dazu auf,
demokratische Institutionen zu schaffen und die
Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der Men-
schenrechte zu stärken.

Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)

22.-24. Januar: In Brüssel kommen über 400
Teilnehmer aus allen Mitgliedstaaten der Union
und Bereichen des wirtschaftlichen und sozialen
Lebens zu einer von der Kommission und dem
Europäischen Parlament veranstalteten Konfe-
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renz zusammen. Dabei beschließen die Teilneh-
mer eine Informations- und Kommunikations-
strategie zur Einführung des Euro zu konzipie-
ren, um sicherzustellen, daß möglichst viele Bür-
ger die Einführung der gemeinsamen Währung
unterstützen.

Wirtschaft und Finanzen

22. Januar: Die Wirtschafts- und Finanzminister
der Union kommen in Brüssel zusammen und
beraten dabei über die Arbeitsprogramme der
Präsidentschaft und der Kommission sowie über
die Garantieleistung der Gemeinschaft für Darle-
hen der Europäischen Investitionsbank in Latein-
amerika und Asien.

Landwirtschaft

22. Januar: Tagung der Landwirtschaftsminister
der Gemeinschaft in Brüssel. Themenschwer-
punkte der Sitzung sind die Prioritäten des itali-
enischen Vorsitzes, die Aussprache über Bana-
nen und Wein sowie der Einsatz und die Kon-
trolle der Wachstumsförderer in der Fleischer-
zeugung.

Europarat

22.-26. Januar: In Straßburg tagt die Parlamenta-
rische Versammlung des Europarates und berät
dabei hauptsächlich über die Aufnahme Ruß-
lands, die am 25. Januar mit großer Mehrheit
erfolgt. Die deutsche CDU-Politikerin Leni
Fischer wird zur Präsidentin der Parlamentari-
schen Versammlung gewählt.

Estland

23.-24. Januar: Der estnische Ministerpräsident
Vähi stattet der Kommission einen Besuch ab
und weist dabei insbesondere auf die Frotschritte
bei der Anpassung der estnischen Rechtsvor-
schriften an die der Union hin.

GASP/Niger

29 ./30. Januar: Die Fünfzehn verurteilen in einer
gemeinsamen Erklärung den Staatsstreich vom
27. Januar in Niger, mit dem der 1993 mit den
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen einge-
leitete Demokratisierungsprozeß abrupt unter-
brochen wurde.

Allgemeine Angelegenheiten

29.-30. Januar: In Brüssel kommen die Außen-
minister zu einer Tagung zusammen und beraten
über folgende Themen: Ausdehnung des
PHARE-Programmes auf Bosnien-Herzegowina,
Beziehungen zwischen der Union und den Län-
dern des Golf-Kooperationsrates, Osttimor sowie
über den Friedensprozeß im Nahen Osten. Des
weiteren nehmen sie einen Beschluß über die
Durchführung des Beitrittsverfahrens gemäß Art.
O EUV für die Tschechische Republik, Bulga-
rien und Litauen an.

EU - Bulgarien

30. Januar: In Brüssel tagt der Assoziationsrat
EU - Bulgarien über die Fortschritte Bulgariens
im Bereich der Wirtschaftsreformen sowie über
die Wiederinbetriebnahme von Block I des Kern-
kraftwerkes Kosloduj.

EU - Tschechische Republik

30. Januar: In Brüssel kommen die Vertreter der
Tschechischen Republik mit Vertretern der
Gemeinschaft zu einer Sitzung des Assoziations-
rates EU-Tschechien zusammen. Tagesord-
nungspunkte des Treffens sind die positiven
Ergebnisse des politischen und wirtschaftlichen
Wandels in der Tschechischen Republik, der
Stand der bilateralen Beziehungen im Rahmen
des Europaabkommens sowie die regionale
Zusammenarbeit.

EU - Albanien

30. Januar: Im Rahmen des politischen Dialoges
zwischen der Union und Albanien kommt es in
Brüssel zu einer Ministertagung, bei der es ins-
besondere um die Entwicklung der bilateralen
Beziehungen im Lichte der in Albanien eingelei-
teten politischen und wirtschaftlichen Reformen
geht.

Europäisches Parlament (EP)

31. Januar - 1. Februar: Plenartagung des EP in
Brüssel. Tagesordnungspunkte der Sitzung sind
die Aussprache mit Kommissionspräsident San-
ter über dringende politische Fragen, die Span-
nungen im griechisch-türkischen Verhältnis, die
Rolle des EP beim Abschluß von Abkommen mit
Drittländern, das Kooperationsabkommen mit
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Vietnam, der „Europäische Pakt für Beschäfti-
gung", die Sicherheit auf See sowie die Ein-
führung des vollständigen Wettbewerbes für
Telekommunikationsdienste.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

31. Januar - 1. Februar: Der WSA tritt zu seiner
323. Plenartagung zusammen und nimmt Stel-
lungnahmen zu folgenden Themen an: Kurz-
streckenseeverkehr, freier Arzneimittelverkehr in
der EU, Ausfuhr und Rückgabe von Kulturgü-
tern, persönliche Schutzausrüstungen, Beziehun-
gen zwischen der Union und der ASEAN, Urhe-
berrecht und verwandte Schutzrechte.

Februar

Europaabkommen

1. Februar: Die Zusatzprotokolle zu den Europa-
abkommen zwischen der EU und der Tschechi-
schen Republik und Ungarn treten in Kraft. Sie
sollen eine Beteiligung der assoziierten Staaten
an den Gemeinschaftsprogrammen in Bereichen
wie Forschung und technologische Entwicklung,
Umwelt, Sozialpolitik und Gesundheit, KMU,
Kultur, Energie und Verkehr gewährleisten.

EU - Rußland/Ukraine

1. Februar: Die Interimsabkommen über Handel
und Handelsfragen zwischen der Union einer-
seits und Rußland sowie der Ukraine anderer-
seits treten in Kraft.

Bildung

2. Februar: In Venedig findet die Eröffnungskon-
ferenz zum Europäischen Jahr des lebensbeglei-
tenden Lernens statt, an der die EU-Minister für
Bildungs- und Sozialfragen teilnehmen. Ziel der
Initiative ist es, die Bedingungen für die allge-
meine und die berufliche Bildung in Europa zu
verbessern und sie an zukünftige Herausforde-
rungen anzupassen.

Malta

6. Februar: Der maltesische Außenminister de
Marco stattet der Kommission einen Besuch ab,

bei dem es hauptsächlich um die von Malta ange-
strebte EU-Mitgliedschaft geht.

Ägäis-Konflikt

7. Februar: In einer Erklärung drückt die Kom-
mission ihre tiefste Besorgnis über die Entwick-
lungen vor den Imia-Inseln in der Ägäis aus und
bekundet ihre volle Solidarität mit Griechenland.

Europäisches Parlament (EP)

12.-16. Februar: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Die wichtigsten Tagesordnungspunkte sind
die politische Lage in Nordirland, im ehemali-
gen Jugoslawien sowie in der Ägäis, die Bezie-
hungen zwischen China und Taiwan und die
Aussprache über die Überarbeitung der Richtli-
nie über das Fernsehen ohne Grenzen und die
weitere Liberalisierung der Telekommunikati-
onsdienste. Darüberhinaus nimmt das EP Stel-
lung zur Fatwa gegen Salman Rushdie, zur
Fischerei im Mittelmeer, zur Wettbewerbspolitik
und zur Kontrolle des Gemeinschaftsrechtes.

GASP/Iran

13. Februar: Anläßlich des siebten Jahrestages
der Bekanntgabe der Fatwa gegen den iranischen
Schriftsteller Salman Rushdie verurteilen die
Fünfzehn in einer gemeinsamen Erklärung das
Todesurteil und die damit verbundene Mißach-
tung der Menschenrechte durch den Iran.

Syrien

13. Februar: Die Troika der EU stattet der syri-
schen Regierung einen Arbeitsbesuch ab. Im
Mittelpunkt der Gespräche stehen die Unterstüt-
zung der Gemeinschaft für den Friedensprozeß
im Nahen Osten, die künftigen bilateralen Bezie-
hungen zwischen der Union und Syrien sowie
die Umsetzung der Ergebnisse der Europa-Mit-
telmeer-Konferenz, die im November 1995 statt-
fand.

Türkei

16. Februar: Der türkische Außenminister Bay-
kal kommt in Brüssel mit Vertretern der Kom-
mission zusammen und erörtert mit diesen den
Stand der bilateralen Beziehungen sowie die
griechisch-türkische Krise in der Ägäis.
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Griechenland

21. Februar: Beim Antrittsbesuch des neuen grie-
chischen Ministerpräsidenten Simitis bei der
Kommission in Brüssel geht es hauptsächlich um
den Streit zwischen Griechenland und der Tür-
kei über Gebietsansprüche in der Ägäis.

Westeuropäische Union (WEU)

22.-23. Februar: In Anwesenheit des britischen
Premierministers John Major tagt in London die
Parlamentarische Versammlung der WEU und
berät dabei über Fragen und Möglichkeiten einer
zukünftigen Verteidigungsstruktur in Europa.

Binnenmarkt

24. Februar: In Rom kommen die für den Bin-
nenmarkt zuständigen Minister der Union
zusammen und diskutieren den Abbau von büro-
kratischen Hindernissen bei der Vollendung des
Binnmarktes.

EU - Marokko

26. Februar: In Brüssel unterzeichnen Vetreter
der Union und Marokkos ein Abkommen über
die Zusammenarbeit in der Seefischerei. Zentra-
les Ziel des Abkommens ist die Verstärkung der
sozioökonomischen Kooperation im Hinblick
auf die gemeinsame Entwicklung des Fischerei-
sektors. Das Abkommen sieht außerdem eine
finanzielle Gegenleistung der Union in Höhe von
500 Mio. ECU vor.

GASP/Kuba

26. Februar: In einer gemeinsamen Erklärung
verurteilen die Fünfzehn den Abschuß zweier
Zivilflugzeuge durch die kubanische Luftwaffe
und die damit einhergehende Nichtbeachtung des
Völkerrechtes und der Menschenrechte.

GASP/Jugoslawien

27727. Februar: Die Fünfzehn äußern sich in
einer gemeinsamen Erklärung zum ehemaligen
Jugoslawien und begrüßen darin die Ergebnisse
der Konferenz über Bosnien-Herzegowina, die
am 17./18. Februar in Rom stattfand. Ferner erin-
nern sie alle beteiligten Parteien daran, den von

ihnen eingegangenen Verpflichtungen unmittel-
bar volle Wirkung zu verleihen.

EU - Marokko

26. Februar: In Brüssel kommt es zur Unter-
zeichnung des Europa-Mittelmeer-Abkommens
zwischen der Gemeinschaft und dem Königreich
Marokko. Das Assoziationsabkommen, das das
Kooperationsabkommen von 1976 ersetzt, soll
Marokko näher an die Union heranführen und
sieht eine Stärkung der gegenseitigen Beziehun-
gen vor. Neben der Einführung eines regelmäßi-
gen politischen Dialoges beinhaltet das Abkom-
men die Perspektive einer Freihandeslzone, eine
verstärkte Zusammenarbeit in zahlreichen Sek-
toren sowie die Bereitstellung finanzieller Mittel
durch die EU zur Unterstützung der marokkani-
schen Wirtschaftsreformen.

Allgemeine Angelegenheiten

26.-27'. Februar: Tagung der Außenminister der
Union in Brüssel. Zentrale Themen der Zusam-
menkunft sind die Lage im ehemaligen Jugosla-
wien, das Assoziationsabkommen mit Marokko,
die Bombenanschläge in Jerusalem und Ash-
kelon sowie die Energieentwicklungsorganisa-
tion der koreanischen Halbinsel.

Landwirtschaft

26. Februar: In Brüssel kommen die Landwirt-
schaftsminister der Gemeinschaft zusammen und
beraten über die Festsetzung der Agrarpreise und
flankierende Maßnahmen, die Verwendung von
Hormonen in der Viehzucht, den Schutz von Käl-
bern sowie die Auswirkungen der verschiedenen
Abkommen mit Drittländern auf die Landwirt-
schaft in der Gemeinschaft.

EU - Rumänien

27. Februar: In Brüssel findet die zweite Tagung
des Assoziationsrates EU-Rumänien statt, bei der
es im wesentlichen um die Bemühungen Rumä-
niens geht, seine Rechtsvorschriften denen des
Binnenmarktes anzupassen. Weiterer Tagesord-
nungspunkt sind die handelspolitischen Bestim-
mungen des Europaabkommens, die Durch-
führung der PHARE-Projekte sowie die Rolle
Rumäniens bei der Schwarzmeer-Kooperation.
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EU - Slowakei

27. Februar: Auf der zweiten Tagung des Asso-
ziationsrates EU-Slowakei begrüßen die
Gemeinschaftsvertreter die positive gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung in der Slowakei. Darü-
ber hinaus geht es um die politische Situation,
die Lage der Demokratie sowie um die Achtung
der Menschenrechte und der Minderheiten.

sowie Vetreter Chinas, Japans und Südkoreas
teilnehmen. Zum Abschluß der Konferenz ver-
abschieden die Teilnehmer eine Erklärung, in der
sie ihren Willen bekräftigen, eine neue Partner-
schaft zwischen den beiden Kontinenten zu ent-
wickeln sowie den politischen Dialog zu intensi-
vieren und die Zusammenarbeit in zahlreichen
Bereichen auszubauen.

Strukturierter Dialog

27. Februar: In Brüssel findet die gemeinsame
Ministertagung der EU und der assoziierten
Staaten aus den mittel- und osteuropäischen Län-
dern statt. Im Mittelpunkt der Erörterungen ste-
hen die Themen: Verbesserung des strukturierten
Dialogs, Entwicklung der Lage im ehemaligen
Jugoslawien sowie die laufenden Arbeiten bei
der Regierungskonferenz zur Überprüfung des
Maastrichter Vertrages.

Strukturierter Dialog

4. März: Im Rahmen des strukturierten Dialoges
treffen sich in Brüssel die Umweltminister der
Union mit ihren Kollegen aus den assoziierten
mittel- und osteuropäischen Staaten und beraten
dabei in erster Linie über die Maßnahmen im
Anschluß an die Konferenz von Sofia und über
die Angleichung der Rechtsvorschriften im
Umweltbereich.

Europäisches Parlament (EP)

28.-29. Februar: Plenartagung des EP in Brüssel.
Im Mittelpunkt der Tagung steht die Ansprache
von Kommissionspräsident Santer anläßlich der
Vorlage der Stellungnahme der Kommission für
die Regierungskonferenz, die Wirtschafts- und
Währungsunion, die Finanzierung des Wieder-
aufbaus im ehemaligen Jugoslawien sowie der
Einfluß von Sekten in Europa.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

28.-29. Februar: Auf der 333. Tagung des WSA,
die von Kommissionsmitglied Flynn begleitet
wird, geht es hauptsächlich um das Arbeitspro-
gramm der Kommission für 1996 sowie um die
Prioritäten der italienischen Ratspräsidentschaft.

Europarat

28. Februar: Rußland tritt dem Europarat bei.

Umwelt

4. März: In Brüssel tagen die Umweltminister
der Union und beraten über die Vorbereitungen
der vierten Tagung der Kommission für nachhal-
tige Entwicklung, über die sinnvolle Nutzung
und Erhaltung von Feuchtgebieten, über die
Gemeinschaftsstrategie zum Schutz der Ozon-
schicht sowie über die Verhütung der Meeresver-
schmutzung.

GASP/Taiwan

8. März: In einer gemeinsamen Erklärung äußern
sich die Fünfzehn besorgt über die chinesischen
Militärmanöver vor der Küste Taiwans. Sie rufen
die Volksrepublik China dazu auf, jegliche Hand-
lungen zu unterlassen, die die Sicherheit der
gesamten Region gefährden könnten und fordern
die baldige Wiederaufnahme bilateraler
Gespräche zwischen den Parteien.

März

Asien - Europa

1.-2. März: In Bangkok findet der erste Europa-
Asien-Gipfel statt, an dem die Staats- und Regie-
rungschefs der EU, der sieben ASEAN-Staaten

Allgemeine Angelegenheiten

9.-10. März: In Palermo kommen die Außenmi-
nister der Union zu einem informellen Treffen
zusammen und beraten hauptsächlich über den
Fortgang des Friedensprozesses im Nahen Osten
sowie über den Kampf gegen den Terrorismus.
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März,

Strukturierter Dialog

11. März: Im Rahmen des strukturierten Dialo-
ges beraten die Wirtschafts- und Finanzminister
der Union zusammen mit ihren mittel- und ost-
europäischen Kollegen über die wirtschaftlichen
Maßnahmen in den assoziierten Ländern.

Europäisches Parlament (EP)

11.-15. März: Plenartagung des EP in Straßburg.
Auf der Tagung, an der auch die italienische Rat-
spräsidentin Agnelli sowie Kommissionspräsi-
dent Santer teilnehmen, geht es in erster Linie
um die bevorstehende Regierungskonferenz zur
Überprüfung des Maastrichter Vertrages. EP-Prä-
sident Hänsch weist in diesem Zusammenhang
erneut auf die Notwendigkeit hin, die Bürger
ausreichend über die Entwicklungen zu infor-
mieren sowie das EP in die Arbeiten miteinzu-
beziehen. Das EP nimmt Entschließungen zu fol-
genden Themen an: zur Lage im Iran und in
Tschetschenien, zur Europol-Konvention, zur
Biotechnologie sowie zu den Arbeitsbedingun-
gen im Luftverkehr.

Wirtschaft und Finanzen

11. März: Tagung der für Wirtschafts- und
Finanzfragen zuständigen Minister der Union in
Brüssel. Im Mittelpunkt der Beratungen steht
insbesondere die Aussprache zu den Themen:
Jahresbericht des Rechnungshofes 1994,
Betrugsbekämpfung, Finanzhilfe für die Repu-
blik Moldau.

Verkehr

11. März: Die Verkehrsminister der Union bera-
ten in Brüssel vor allem über die Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge
und Kraftfahrzeuganhänger sowie über die
Gestaltung des Marktes der Binnenschiffahrt.

Terrorismus-Bekämpfung

13. März: In Scharm esch-Scheich/Ägypten fin-
det unter dem Vorsitz der USA und Ägyptens ein
Anti-Terrorismus-Gipfel statt, an dem neben der
EU-Troika 29 Länder teilnehmen. Zum
Abschluß des Gipfeltreffens verabschieden die
Teilnehmer eine gemeinsame Erklärung, in der
sie sich verpflichten, den Friedensprozeß im

Nahen Osten zu unterstützen. Zu diesem Zweck
errichten die Teilnehmer eine Arbeitsgruppe, die
Empfehlungen ausarbeiten soll, wie dem Frie-
densprozeß neue Impulse gegeben werden
können.

EGKS

14. März: In Luxemburg tagt der beratende
EGKS-Ausschuß und erörtert die Themen:
Europa-Mittelmeer-Abkommen EU-Marokko,
Interimsabkommen EU-Belarus, Weißbuch über
die Energiepolitik, Grünbuch zur einheitlichen
Währung, Stahleinfuhren der Union, Gewährung
von Finanzhilfen für Projekte der Technischen
Forschung Kohle.

AKP - EU

18.-22. März: In Windhuk/Namibia findet die 22.
Tagung der Paritätischen Versammlung AKP-EU
statt. Die wesentlichen Tagesordnungspunkte
sind die Beziehungen zwischen der Union und
den AKP-Staaten nach der Unterzeichnung des
Abkommens zur Änderung des Abkommens von
Lome IV, die Entwicklung der Industrie in den
AKP-Staaten sowie die Lage der Flüchtlinge und
Vertriebenen in diesen Ländern.

Landwirtschaft

18.-19. März: Auf der Tagung der Landwirt-
schaftsminister der Union in Brüssel geht es in
erster Linie um die Verwendung von Hormonen
in der Viehzucht.

Justiz und Inneres

19.-20. März: Im Mittelpunkt der Gespräche der
Justiz- und Innenminister in Brüssel stehen die
Aussprache zur gemeinsamen Maßnahme betref-
fend die Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit
und Rassismus sowie zur organisierten Krimina-
lität.

Strukturierter Dialog

20. März: Im Rahmen des strukturierten Dialo-
ges beraten die Justiz- und Innenminister der
Union mit ihren Amtskollegen aus den assoziier-
ten Staaten Mittel- und Osteuropas insbesondere
über den Bericht des von der Kommission
bestellten Sachverständigen, Langdon, der den
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Bedarf der assoziierten Länder im Bereich Justiz
und Inneres ermitteln soll sowie über den Ein-
satz von PHARE-Mitteln zur Unterstützung von
Maßnahmen in diesem Bereich.

Ausschuß der Regionen (AdR)

20.-21. März: 12. Plenartagung des AdR. Im
Rahmen dieser Sitzung wird P. Maragall, Bür-
germeister von Barcelona, zum neuen Präsiden-
ten, J. Blanc, Vorsitzender des Regionalrates der
Region Languedoc-Roussillon zum Vizepräsi-
denten des Ausschusses gewählt.

Strukturierter Dialog

20. März: Die Justiz- und Innenminister der
Union kommen im Rahmen des strukturierten
Dialoges mit ihren Amtskollegen aus Zypern und
Malta zusammen und erörtern die in beiden Län-
dern eingeleiteten Reformen zur Vorbereitung
ihres Beitrittes zur EU sowie den Stand der Rati-
fizierung der verschiedenen Übereinkommen im
Bereich der Zusammenarbeit der Justizbehörden.

Telekommunikation

21. März: Die für Telekommunikationsfragen
zuständigen Minister der Union beraten in Brüs-
sel schwerpunktmäßig über die Zusammenschal-
tung in der Telekommunikation sowie über die
Leitlinien für die transeuropäischen Telekommu-
nikationsnetze.

Dialog von San Jose

21.-22. März: In Florenz findet die 12. Minister-
konferenz über den politischen Dialog und die
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der
Union und den Ländern Zentralamerikas statt. In
den Gesprächen geht es vor allem um die Unter-
stützung der Union für den Friedensprozeß in
Guatemala sowie um die bevorstehenden Wahlen
in Nicaragua. Zum Abschluß der Konferenz ver-
abschieden die Teilnehmer eine „Erklärung von
Florenz" zur Erneuerung des San-Jose-Prozes-
ses sowie eine Erklärung zur Fortführung des
Mehrjahresprogrammes zur Förderung der Men-
schenrechte in Nicaragua.

Forschung

25. März: Wichtigster Tagesordnungspunkt auf
dem Treffen der Forschungsminister der Union
in Brüssel ist die Mitteilung der Kommission
über die Perspektiven für die internationale
Zusammenarbeit im Bereich Forschung und
technologische Entwicklung.

Allgemeine Angelegenheiten

25. März: Tagung der Außenminister der Union
in Brüssel. In den Beratungen geht es vor allem
um die Lage im ehemaligen Jugoslawien,
gemeinsame Aktionen in Bezug auf Antiperso-
nenminen, die Beziehungen EU-Kanada, um die
WTO-Verhandlungen über Dienstleistungen
sowie um das Handels- und Kooperationsabkom-
men mit Südafrika.

Strukturierter Dialog

25. März: Die Forschungsminister der Union
beraten in Brüssel zusammen mit ihren Kollegen
aus den assoziierten Staaten Mittel- und Osteu-
ropas sowohl über die Intensivierung des Dialo-
ges zwischen der Union und den assoziierten
Staaten und den besseren Einsatz der PHARE-
Mittel als auch über die Beteiligung dieser Län-
der an dem vierten Rahmenprogramm im
Bereich Forschung und technologische Entwick-
lung.

Belarus

25. März: In Brüssel unterzeichnen Vertreter der
Union und der Ministerpräsident von Belarus ein
Interimsabkommen, das es ermöglicht, den han-
delspolitischen Teil des Partnerschafts- und
Kooperationsabkommens bereits vor Abschluß
der Ratifizierungsverfahren umzusetzen.

Europäisches Parlament (EP)

27.-28. März: In Brüssel findet die Plenartagung
des EP statt, auf der es in erster Linie über Rind-
fleisch, über die Beteiligung des EP an der
Regierungskonferenz sowie über die finanzielle
Vorausschau geht. Zudem nimmt das EP Ent-
schließungen an zu Zypern, zur Aushandlung
eines Handels- und Kooperationsabkommens mit
Südafrika sowie zu den radioaktiven Abfall-
stoffen.
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Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

27.-28. März: Unter dem Vorsitz von C. Ferrer
findet die 334. Plenartagung des WSA statt.
Kommissionsmitglied Bangemann erläutert
dabei in seiner Rede die angenommene Mittei-
lung der Kommission zu den „Herausforderun-
gen für die europäische Rüstungsindustrie - Bei-
trag für ein Vorgehen auf europäischer Ebene".
Der WSA gibt außerdem Stellungnahmen ab zur
Beseitigung der Personenkontrollen an den Bin-
nengrenzen, zur Aufhebung der Reise- und Auf-
enthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer sowie
zur Einführung einer CO2-Steuer.

Industrie

28. März: Die Industrieminister der Union bera-
ten in Brüssel über die Koordinierung der
Gemeinschaftsmaßnahmen für die KMU, über
die Auswirkungen internationaler Entwicklun-
gen auf den Textil- und Bekleidungssektor sowie
über die Leitlinien einer Industriepolitik für den
Arzneimittelsektor in der Union.

Arbeit und Soziales

29. März: Tagung der für Arbeits- und Sozialfra-
gen zuständigen Minister der Union in Brüssel.
Im Mittelpunkt der Gespräche stehen die Rah-
menvereinbarung über Elternurlaub sowie die
Entsendung von Arbeitnehmern.

April

G7

1 .-2. April: In Lille tagt die G7-Konferenz zur
Beschäftigung. Die Teilnehmer bekräftigen auf
der Konferenz die Notwendigkeit, gleichzeitig
Wirtschaftswachstum und eine gerechte Vertei-
lung des Wohlstandes zu gewährleisten.

Humanitäre Hilfe

1.-3. April: Vertreter der Union unternehmen
zusammen mit Amtskollegen aus den Vereinig-
ten Staaten eine gemeinsame Mission nach
Ruanda, Burundi, Somalia und Tansania, um den
weiteren Bedarf an humanitärer Hilfe in der
Region der Großen Seen zu ermitteln und sich
ein Bild von den Auswirkungen der Flüchtlings-
krise zu machen.

Landwirtschaft

1.-3. April: Die Landwirtschaftsminister der
Union beraten in Luxemburg über die Rinder-
seuche BSE und einigen sich dabei auf einen
Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung der Seu-
che. Darüber hinaus beschließen sie, 70% der
Entschädigungszahlungen an die betroffenen bri-
tischen Landwirte zu übernehmen.

OECD

29. März: In Paris unterzeichnet der ungarische
Handelsminister das Beitrittsabkommen zur
OECD. Ungarn wird damit das 27. Mitglied.

Regierungskonferenz

29. März: In Turin kommen die Staats- und
Regierungschefs der Union zu einem außeror-
dentlichen Treffen zusammen und eröffnen die
Regierungskonferenz zur Überprüfung des Maa-
strichter Vertrages. Als wichtigste Aufgabe
bezeichnen die Fünfzehn den Kampf gegen die
Arbeitslosigkeit, die Schaffung eines Vertrauen-
spaktes für Beschäftigung, Wachstum und Wett-
bewerbsfähigkeit, eine größere Handlungsfähig-
keit der Union nach außen sowie die Bekämp-
fung der Rinderseuche BSE.

Europäisches Währungsinstitut (EWI)

2. April: Das EWI legt seinen Jahresbericht für
1995 vor und zeichnet darin die jüngsten Ent-
wicklungen in den Bereichen Konjunktur-.
Finanz- und Geldpolitik nach und erinnert an die
im EU-Vertrag für den Übergang zur einheitli-
chen Währung vorgesehenen Etappen.

EU - USA

11. April: In Washington findet das Ministertref-
fen EU-USA statt. Bei dem Treffen geht es ins-
besondere um die Implementation der im
Dezember 1995 in Madrid unterzeichneten
Transatlantischen Agenda, um die Beziehungen
beider Parteien, um die Regierungskonferenz
sowie um die Politik der USA gegenüber Kuba,
Iran, Libyen und Liberia.
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GASP/Nordkorea

12. April: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern sich die Fünfzehn zutiefst besorgt über
die Ankündigung der nordkoreanischen Volksar-
mee, die entmilitarisierte Zone nicht länger zu
überwachen sowie über die Verletzungen des
Waffenstillstandsabkommens in der Sicherheits-
zone durch nordkoreanische Truppen.

EU - Rio-Gruppe

15.-16. April: In Cochabamba/Bolivien findet die
sechste institutionalisierte Ministertagung der
EU und der Rio-Gruppe statt. Nach der Erörte-
rung der wichtigsten Themen geben die Teilneh-
mer eine Erklärung ab, in der eine positive
Bilanz des politischen Dialoges, der Beziehun-
gen und der Kooperation zwischen den Parteien
festgelegt wurden.

GASP/Pelindaba-Vertrag

12. April: Die Fünfzehn zeigen sich in einer
gemeinsamen Erklärung erfreut über die in Kairo
unterzeichnete Vereinbarung zur Errichtung
einer kernwaffenfreien Zone in Afrika.

Bosnien-Herzegowina

12.-13. April: In Brüssel tagt die zweite Konfe-
renz der Staaten und Organisationen, die den
Wiederaufbau Bosnien-Herzegowinas unterstüt-
zen. Die auf der Tagung neu festgelegten finan-
ziellen Mittel der Geberstaaten belaufen sich nun
auf 1,28 Mrd. US$.

Finanzen

12.-13. April: In Verona einigen sich die Finanz-
minister und Notenbankpräsidenten während
eines informellen Treffens auf die Errichtung
eines neuen Währungssystems (EWS II) mit dem
Euro als Leitwährung. Außerdem legen sie sich
darauf fest, die Untereinheit des Euro „Cent" zu
benennen.

Europäisches Parlament (EP)

15.-19. April: Plenartagung des EP in Straßburg.
Auf der Tagung, an der auch der italienische
Ministerpräsident und Ratsvorsitzende Dini teil-
nimmt, steht vor allem die Aussprache über die
Bekämpfung der Rinderseuche BSE im Mittel-
punkt. Zentrale Themen der Zusammenkunft
sind aber auch die Eröffnung der Regierungskon-
ferenz sowie die Vorbereitungen der mittel- und
osteuropäischen Länder auf ihren Beitritt zur
Union. Das EP betont auch die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit, die Reform der Institutionen
sowie die Notwendigkeit, eine „Flexibilitätsklau-
sel" in den neu auszuarbeitenden Vertrag mitauf-
zunehmen.

Schengener Abkommen

18. April: In Den Haag tagt der Schengen-Exe-
kutivausschuß. Die bisherigen zehn Mitglieder
stimmen den Anträgen Schwedens, Finnlands
und Dänemarks zu, Mitglieder des Schengener
Abkommens zu werden. Island und Norwegen
werden außerdem eingeladen, an allen Sitzun-
gen des Exekutivausschusses teilzunehmen.

G7+1

19.-20. April: In Moskau treffen sich die Staats-
und Regierungschefs der sieben am meisten
industrialisierten Staaten zusammen mit Boris
Jelzin, zum G7+1-Gipfel. In der Schlußerklärung
betonen die Acht die hohe Bedeutung, die sie der
nuklearen Sicherheit beimessen und ihren Wil-
len in diesem Bereich noch stärker miteinander
zu kooperieren.

EU-USA-Japan-Kanada

21.-22. April: In Kobe/Japan kommen die Ver-
treter der EU mit ihren Kollegen aus den USA,
Japan und Kanada zusammen und erörtern dabei
vor allem die Telekommunikationsdienste und
die Verhandlungen über deren Liberalisierung.
Die Teilnehmer beraten auch über den Entwurf
eines Abkommens über den Austausch von Infor-
mationstechnologien sowie über die Vorberei-
tung der WTO-Ministerkonferenz.

Regierungskonferenz

22. April: In Luxemburg findet eine Sitzung auf
Ministerebene zur Regierungskonferenz statt, an
der auch die beiden Vertreter des Europäischen
Parlamentes Brok und Guigou teilnehmen. Im
Mittelpunkt der Gespräche steht das Europa der
Bürger und damit zusammenhängend die The-
men Inneres und Justiz, Unionsbürgerschaft,
Umweltschutz.
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Fischerei

22. April: In Brüssel tagen die Fischereiminister
der Gemeinschaft und beraten dabei über die jah-
resübergreifende Verwaltung der TAC, Quoten,
Treibnetze und über die autonome Gemein-
schaftsquote für skandinavischen Atlantikhering.

Allgemeine Angelegenheiten

22. April: Tagung der für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Union in
Luxemburg. Im Mittelpunkt der Beratungen ste-
hen dabei die Themen: Ehemaliges Jugoslawien,
Helms-Burton-Act der USA, die Lage im Liba-
non und im Niger sowie die Ermordung griechi-
scher Touristen in Kairo und die Verhandlungen
über den umfassenden Kernwaffen-Teststoppver-
trag (CTBT).

Nachfolgestaaten der Sowjetunion

22. April: Die Vertreter der Union unterzeichnen
in Brüssel zusammen mit ihren Kollegen aus
Armenien, Aserbaidschan und Georgien Partner-
schafts- und Kooperationsabkommen, die die
politischen, wirtschaftlichen und handelspoliti-
schen Beziehungen zwischen den Parteien regeln
sollen.

EU - Golf-Kooperationsrat (GCC)

22. April: In Brüssel findet die sechste Tagung
zwischen den Vertretern der Union und des GCC
statt. Die wichtigsten Tagesordnungspunkte des
Treffens sind die bilateralen Beziehungen, die
Förderung der dezentralen Zusammenarbeit, die
Sicherheitsprobleme in der Golfregion sowie die
Durchführung des 1988 unterzeichneten Koope-
rationsabkommens.

Verbraucherschutz

23. April: Tagung der für Verbraucherschutzfra-
gen zuständigen Minister der Union in Luxem-
burg. Die wichtigsten Themen dieser Zusam-
menkunft sind die verbraucherpolitischen Prio-
ritäten, der Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Preise von Erzeugnissen sowie der
Aktionsplan für den Zugang der Verbraucher
zum Recht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

24.-25. April: 335. Plenartagung des WSA. Die
Tagung des WSA steht ganz im Zeichen der
Rede Lord Yehudi Menuhins, der sich für ein
Europa der kulturellen Vielfalt ausspricht, in dem
die Impulse für die Entfaltung der Kulturen vom
Kunst- und Geistesleben ausgehen sollen. Er
stellt seine Vision eines „Kultur-Forums" vor, in
dem Vertreter der verschiedensten Kulturkreise
menschliche Probleme verstehen und beleuchten
sollen.

OSZE

26. April: Als 55. Mitglied tritt Andorra der
OSZE bei.

EU - Japan

28.-29. April: In Brüssel tagen die Vertreter der
EU und Japans über die Beziehungen zwischen
Europa und Asien und die Umsetzung der Ergeb-
nisse des Asien-Europa-Gipfels von Bangkok,
über die Wirtschaftslage in Japan sowie über die
Zusammenarbeit auf verschiedenen Sektoren.

Landwirtschaft

29.-30. April: Die Landwirtschaftsminister der
Union tagen in Brüssel und beraten dabei
hauptsächlich über den Rindfleischsektor und
die BSE-Krise. Weitere Themen sind der Obst-
und Gemüse-Sektor und die Festlegung der
Agrarpreise.

GASP/Korea

29. April: Die Fünfzehn unterstützen in einer
gemeinsamen Erklärung den Vorschlag der USA
und Südkoreas, zusammen mit Nordkorea und
China Vierergespräche aufzunehmen, um einen
dauerhaften Frieden auf der koreanischen Hal-
binsel herbeizuführen.

EGKS

30. April: Sondertagung des beratenden EGKS-
Ausschusses in Luxemburg. Die behandelten
Punkte der Tagung sind die Kooperationsabkom-
men zwischen der Union und Aserbaidschan,
Armenien sowie Georgien, die geplanten Koope-
rationsabkommen zwischen der EU und Moldau,
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der fünfte Bericht der Kommission an den Rat
über die Kontrolle der Stahlbeihilfen gemäß Art.
95 EGKSV sowie der 19. Jahresbericht über die
Tätigkeit des beratenden Ausschusses für Sicher-
heit, Hygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz.

Mai

Europarat

3. Mai: In Straßburg findet die 98. Tagung des
Ministerkomitees des Europarates statt. Die
Tagesordnungspunkte der Sitzung sind die Lage
im ehemaligen Jugoslawien und die Beziehun-
gen zwischen dem Europarat und der OSZE.

Rat der Ostseestaaten

3.-4. Mai: In Visby tagt zum ersten Mal der Rat
der Ostseestaaten unter Beteiligung von Kom-
missionspräsident Santer und dem amtierenden
Ratspräsidenten Dini. Zum Abschluß des Tref-
fens verabschieden die Teilnehmer eine
Schlußerklärung, in der sie sich für den Ausbau
der Zusammenarbeit in den Bereichen Bürger
und Zivilgesellschaft, Entwicklung und Wirt-
schaftsintegration, verstärkter Umweltschutz
aussprechen.

Bildung

6. Mai: Die Bildungsminister der Union kom-
men in Brüssel zu einer Tagung zusammen und
beraten dabei über das Weißbuch „Lehren und
Lernen: Auf dem Weg zur kognitiven Gesell-
schaft", über multimediale Lernprogramme in
den Bereichen allgemeine und berufliche Bil-
dung sowie über die Anerkennung von Diplomen
zu akademischen und beruflichen Zwecken in
der Union.

größere Mitspracherechte bei der eigenen Vertei-
digung ermöglicht.

Energie

7. Mai: Tagung der Energieminister der Union
in Brüssel. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen
die Europa-Mittelmeer-Partnerschaft im Ener-
giebereich, das Weißbuch über „eine Energiepo-
litik der Europäischen Union", die Gasversor-
gung und ihre Perspektiven sowie das Mehrjah-
resprogramm zur Förderung der Energieeffizi-
enz in der Union.

Westeuropäische Union (WEU)

7. Mai: In Birmingham tagt der Rat der WEU
über die künftige Sicherheitslage in Europa und
die Rolle der WEU. Keine Einigung erzielen die
Teilnehmer über das anzustrebende Verhältnis
der WEU zur EU.

Europäisches Parlament (EP)

8.-9. Mai: Plenartagung des EP in Brüssel. Im
Mittelpunkt der zweitägigen Debatte, an der
auch Kommissionsmitglied Fischler teilnimmt,
stehen in erster Linie die Bekämpfung der Rin-
derseuche BSE, der Jahreswirtschaftsbericht der
Kommission, die Postdienste sowie die Lage in
Burundi. Das EP nimmt außerdem Stellung zu
den Maßnahmen der AIDS-Bekämpfung in den
Entwicklungsländern.

Mittelmeer-Forum

9.-10. Mai: In Ravello/Italien treffen sich die
Außenminister der südlichen EU-Staaten mit
ihren Amtskollegen aus Nordafrika und der Tür-
kei und beraten dabei in erster Linie über die
Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen
sowie über den Stand des Friedensprozesses im
Nahen Osten.

Westeuropäische Union (WEU) - NATO

6. Mai: In Brüssel treffen sich der Generalse-
kretär der WEU, Cutilheiro und NATO-General-
sekretär Solana zur Unterzeichnung eines
Sicherheitsabkommens, das in erster Linie den
Austausch und den Schutz militärischer Infor-
mationen beinhaltet sowie den Europäern

Regierungskonferenz

13. Mai: In Brüssel findet die dritte Tagung auf
Ministerebene zur Überprüfung des Maastrich-
ter Vertrages statt. Zentrale Themen der Zusam-
menkunft sind dabei die Themen Gleichgewicht
zwischen den Institutionen und Flexibilität im
Hinblick auf die Erweiterung der Union.
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Fremdenverkehr

13. Mai: Die für Fremdenverkehrsfragen zustän-
digen Minister der Union treffen sich in Brüssel
und beraten außer über die Europa-Mittelmeer-
Zusammenarbeit insbesondere über die Rolle der
Union im Bereich des Fremdenverkehres sowie
über das Mehrjahresprogramm zur Förderung
des Fremdenverkehres in Europa (1997-2000)
„Philoxenia".

Allgemeine Angelegenheiten

13. Mai: Auf der Tagung der Außenminister der
Union in Brüssel geht es schwerpunktmäßig um
die Lage im ehemaligen Jugoslawien, die Situa-
tion im Niger, die liberianischen „boat people"
sowie um Antipersonenminen.

Informationsgesellschaft

13.-15. Mai: In Midrand/Südafrika findet auf
Initiative des südafrikanischen Präsidenten Man-
dela und unter Beteiligung von Kommissions-
präsident Santer sowie einiger anderer Kommis-
sionsmitglieder, die Konferenz zur Informations-
gesellschaft und Entwicklung statt. Auf der Kon-
ferenz geht es insbesondere um den Bedarf der
Entwicklungsländer nach verbesserter Infra-
struktur für das private Telekommunikationswe-
sen und privaten Investitionen. Die Teilnehmer
vereinbaren zum Abschluß der Tagung eine Fol-
gekonferenz, um auf dieser konkrete Maßnah-
men und Pilotprojekte festzulegen.

GASP/Antipersonenminen

13./14. Mai: In einer gemeinsamen Erklärung
weisen die Fünfzehn aus Anlaß des Abschlusses
der Antipersonenminen-Konferenz darauf hin,
daß sie sich bereits in der Vergangenheit ver-
stärkt darum bemüht haben, den wahllosen Ein-
satz von Antipersonenminen zu unterbinden. Sie
betonen außerdem, daß die Ergebnisse der Kon-
ferenz in einigen Punkten hinter den in ihrer
gemeinsamen Aktion genannten Ziele zurück-
bleiben.

EU - Zypern

14. Mai: In Brüssel kommt es zur 17. Tagung des
Assoziationsrates EU-Zypern. Dabei geht es in
erster Linie um die Perspektiven des Beitrittes

Zyperns zur EU sowie um die Entwicklung der
politischen, wirtschaftlichen und finanziellen
Beziehungen zwischen beiden Parteien.

EU - Malta

14. Mai: Neunte Tagung des Assoziationsrates
EU-Malta in Brüssel. Themenschwerpunkte die-
ser Sitzung sind insbesondere die Evaluation der
bilateralen Beziehungen zwischen den Parteien
sowie das Beitrittsgesuch Maltas zur Union.

Strukturierter Dialog

14. Mai: Im Rahmen des strukturierten Dialoges
findet nach Abschluß der Tagungen der Assozia-
tionsräte in Brüssel eine gemeinsame Minister-
tagung EU-Zypern-Malta statt. In den
Gesprächen geht es vor allem um die Ergebnisse
des strukturierten Dialoges sowie um die Maß-
nahmen im Anschluß an die Konferenz von Bar-
celona, die Regierungskonferenz und um die
Lage im ehemaligen Jugoslawien.

Gesundheitswesen

14. Mai: Tagung der Gesundheitsminister der
Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der Beratun-
gen stehen die Themen: Gemeinschaftliches
Aktionsprogramm für die Gesundheitsberichter-
stattung, Übertragbare Formen der Rinderseuche
BSE, Werbung für Tabakerzeugnisse.

GASP/Albanien

17. Mai: In einer gemeinsamen Erklärung äußern
sich die Fünfzehn zufrieden über die bevorste-
henden Parlamentswahlen in Albanien und wer-
ten diese als einen weiteren Schritt in Richtung
Demokratisierung des Landes.

Industrie

20. Mai: Die Industrieminister der Gemeinschaft
beraten in Brüssel über die Ratifikation des
OECD-Übereinkommens im Bereich Schiffbau,
über die industrielle Zusammenarbeit mit ande-
ren Regionen und Drittländern sowie über die
Wettbewerbsfähigkeit der chemischen Industrie.
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Landwirtschaft

20.-21. Mai: Tagung der Landwirtschaftsmini-
ster der Union in Brüssel. Dabei geht es in erster
Linie um Zusatzstoffe in Tierfutter. Weitere The-
men sind der Obst- und Gemüsesektor, die Ein-
fuhr von Haselnüssen aus der Türkei und die
Lage des Binnenmarktes.

Katastrophenschutz

23. Mai: In Brüssel treffen sich die für Katastro-
phenschutz zuständigen Minister der Union und
beraten dabei über das Programm für den Kata-
strophenschutz, den Ausbau der gemeinschaftli-
chen Zusammenarbeit im Bereich Katastrophen-
schutz sowie über die Zusammenarbeit mit den
assoziierten Ländern auf diesem Sektor.

Europa - Mittelmeer

20.-21. Mai: In Brüssel treffen sich die Industrie-
minister der Union mit ihren Amtskollegen aus
den zwölf Partnerländern des Mittelmeerraumes.
Zum Abschluß der Tagung einigen sich die Teil-
nehmer auf eine gemeinsame Erklärung zur
industriellen Zusammenarbeit. Die fünf Schwer-
punkte dieser Erklärung beziehen sich auf die
Schaffung eines stabilen rechtlichen und admi-
nistrativen Rahmens, die Verbesserung der
Unternehmenskultur, die Umgestaltung der
Unternehmensverbände und Modernisierung der
Ausbildung, die Anlage und Modernisierung von
Gewerbegebieten und Entwicklung von Dienst-
leistungszentren sowie die Entwicklung und den
Ausbau bestehender Partnerschaftsnetze.

Innere Angelegenheiten

23. Mai: Das Treffen der Innenminister der EU
in Brüssel wird von der Drohung des britischen
Vertreters dominiert, wegen des von der EU ver-
hängten Exportverbotes für britisches Rind-
fleisch alle Tagesordnungspunkte zu blockieren.

Entwicklung

28. Mai: Tagung der Entwicklungshilfeminister
der Union in Brüssel. Die wichtigsten Punkte
bei diesem Treffen sind die Unterstützung und
Hilfe der Flüchtlinge in den ALA-Entwicklungs-
ländern, die in den Entwicklungsländern durch-
geführten Umweltmaßnahmen, die Aktionen zur
AIDS-Bekämpfung sowie die humanitäre Hilfe.

OECD

21. -22. Mai: In Paris findet die Jahrestagung des
OECD-Rates auf Ministerebene statt. Im Mittel-
punkt der Gespräche steht vor allem die Aus-
sprache über die Wrtschaftsprognosen in Europa,
die einheitliche Währung und Beschäftigungs-
fragen. Weitere Themen sind der Beitrittsgesuch
Rußlands sowie der Helms-Burton-Act.

Binnenmarkt

28. Mai: Die für Binnenmarktfragen verantwort-
lichen Minister der Union beraten in Brüssel
über diätetische Lebensmittel und Süßstoffe.
Weitere Themen sind das Funktionieren des Bin-
nenmarktes, die Beseitigung der Personenkon-
trollen an den Binnengrenzen sowie die Infor-
mationsdienstleistungen im Binnenmarkt.

Europäisches Parlament (EP)

21.-24. Mai: Plenartagung des EP in Straßburg.
Die zentralen Themen dieser Sitzungswoche, an
der auch die Kommissionsmitglieder Fischler
und de Silguy teilnehmen, sind die Aussprache
über die Agrarpreise, die übermäßigen Defizite
der Mitgliedstaaten sowie die gewalttätigen Aus-
schreitungen bei Sportveranstaltungen. Außer-
dem gedenken die Abgeordneten des zehnten
Todestages von Altiero Spinelli und nehmen
Stellung zu den Menschenrechtsverletzungen in
Brasilien, Birma, Nigeria, Tibet und Tunesien
sowie zur Meinungsfreiheit in Albanien und
Weißrußland.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

29.-30. Mai: 336. Plenartagung des WSA. An der
Tagung, an der auch Kommissionsmitglied
Monti teilnimmt, werden unter anderem Stellun-
gnahmen zum 3. Jahresbericht über das Funktio-
nieren des Binnenmarktes, zur Haftung im Luft-
verkehr, zur gemeinsamen Marktorganisation für
Bananen sowie zu Sicherheitsvorschriften und
-normen für Fahrgastschiffe angenommen.

Europa - Mittelmeer

30.-31. Mai: In Rom findet eine Konferenz über
die Europa-Mittelmeer-Partnerschaft im Bereich
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der Informationsgesellschaft statt. Wesentliches
Ziel der Konferenz ist die Sensibilisierung der
Teilnehmer für die Herausforerungen der Infor-
mationsgesellschaft. Um ein günstiges Umfeld
für die Entwicklung der Zusammenarbeit zwi-
schen der Union und den Partnerländern des Mit-
telmeerraumes zu schaffen, werden von den Teil-
nehmern insbesondere drei Bereiche genannt:
Anpassung der Telekommunikationsinfrastruk-
tur, Forschung und Entwicklung, Förderung der
Humanressourcen.

GASP/Tschetschenien

31. Mai: Im Rahmen einer gemeinsamen
Erklärung äußern sich die Fünfzehn zufrieden
über den von Präsident Jelzin vorgeschlagenen
Friedensplan und bekräftigen ihre Hoffnung auf
eine baldige und endgültige Waffenruhe. Außer-
dem sichern sie den laufenden Verhandlungen
vorbehaltlos ihre Unterstützung zu.

Juni

Arbeit und Soziales

3. Juni: In Luxemburg kommen die für Arbeits-
und Sozialfragen zuständigen Minister der
Union zusammmen und beraten über das
Europäische Jahr gegen Rassismus, die vierte
Weltfrauenkonferenz, die Transparenz auf dem
Gebiet der beruflichen Bildungsnachweise sowie
über den Bericht über die demographische Lage
in der EU und die Anwendung des Abkommens
über die Sozialpolitik.

Wirtschaft und Finanzen

3. Juni: Tagung der Wirtschafts- und Finanzmi-
nister der Union in Luxemburg. Die behandelten
Themen dieses Treffens sind die Grundzüge der
Wirtschaftspolitik, der Stand der Vorbereitungen
zur dritten Stufe der WWU, das Haushaltsdefizit
in Deutschland sowie die Ernennung des Präsi-
denten des EWI.

Landwirtschaft

4.-5. Juni: In Luxemburg treffen sich die Land-
wirtschaftsminister der Union zu einer zweitägi-
gen Sitzung. Dabei debattieren sie vor allem über
das Exportverbot für britisches Rindfleisch, über

die gemeinsame Marktorganisation für Obst und
Gemüse sowie über Verarbeitungserzeugnisse
aus Obst und Gemüse.

Justiz und Inneres

4. Juni: Die für Justiz und Inneres zuständigen
Minister der Union kommen in Luxemburg zu
einer Tagung zusammen. Die wichtigsten The-
men der Sitzung sind die Beseitigung von Perso-
nenkontrollen an den Binnengrenzen, der struk-
turierte Dialog mit den assoziierten Staaten, die
Drogenbekämpfung in Lateinamerika und die
Reisefreiheit innerhalb der Union für Staatsan-
gehörige von Drittländern.

Europäisches Parlament (EP)

5.-6. Juni: Plenartagung des EP in Brüssel.
Beherrschende Themen der zweitägigen Sitzung,
an der auch Kommissionspräsident Santer teil-
nimmt, sind die Rinderseuche BSE, der Vertrau-
enspakt für mehr Beschäftigung sowie die Bezie-
hungen zwischen der Union und Marokko. Kom-
missionspräsident Santer weist in seiner Rede
vor allem darauf hin, daß die britische Politik der
„Nichtkooperation" sowohl formal als auch
inhaltlich den bestehenden Verträgen zuwider-
laufe. Die Abgeordneten des EP sprechen sich
schließlich auch in der anschließenden Debatte
geschlossen für den Vorrang der öffentlichen
Gesundheit und des Verbraucherschutzes aus und
kritisieren die Blockadepolitik der britischen
Regierung.

Europa - Mittelmeer

7.-9. Juni: In Triest findet als Fortsetzung der
Konferenz von Barcelona eine Tagung zwischen
der EU und den zwölf Partnerländern des Mit-
telmeeres über die Zusammenarbeit im Energie-
bereich statt. Um den Austausch von Energiepro-
dukten zu steigern, kommen die Teilnehmer
überein, die Zusammenarbeit vor allem auf
Infrastrukturen, industrielle Zusammenarbeit,
Forschung und technologische Entwicklung,
Umweltschutz und die Entwicklung erneuerba-
rer Energiequellen auszudehnen.

Regierungskonferenz

10. Juni: Im Rahmen der Regierungskonferenz
zur Überprüfung des Maastrichter Vertrages
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kommt es in Brüssel zur vierten Sitzung auf
Ministerebene. Zentrale Themen dieser Tagung
sind Sicherheits- und Verteidigungsfragen sowie
die Beziehungen zwischen der WEU und EU.

hen ohne Grenzen, die Ausfuhr von Kulturgütern
sowie über die Rückgabe von unrechtmäßig aus
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates ver-
brachten Kulturgütern zusammen.

Slowenien

10. Juni: In Luxemburg unterzeichnen Vertreter
der EU und Sloweniens ein Europaabkommen.
Im Anschluß daran legt der slowenische Mini-
sterpräsident Drnovsek formell den Beitrittsan-
trag seines Landes zur EU vor.

Fischerei

10. Juni: Tagung der für Fischereifragen zustän-
digen Minister der Union in Luxemburg. Die
wichtigsten behandelten Punkte des Treffens
sind die Maßnahmen zur Erhaltung und Bewirt-
schaftung der Fischereiressourcen in dem durch
das Übereinkommen über die zukünftige multi-
laterale Zusammenarbeit im Nordwestatlantik
festgelegten Gebiet, die Europäische Fischerei-
forschung und die Änderung der Verordnung zur
Festlegung der zulässigen Gesamtfangmengen.

Allgemeine Angelegenheiten

10. Juni: Die Außenminister der Union beraten
in Luxemburg insbesondere über das Europa-
Mittelmeer-Abkommen mit Algerien sowie über
die Wahlen in Bosnien-Herzegowina. Des weite-
ren erörtern sie die Probleme im Zusammenhang
mit BSE, die Beziehungen zu Kanada und den
USA sowie die Folgemaßnahmen im Anschluß
an die Konferenz von Barcelona.

EU - Mercosur

10. Juni: In Luxemburg findet die erste Jahresta-
gung auf Ministerebene zwischen der EU und
dem Mercosur statt. Im Rahmen der Gespräche
betonen die Teilnehmer, daß sie der Intensivie-
rung der Zusammenarbeit zwischen der EU und
dem Mercosur insbesondere in den Bereichen
Drogenbekämpfung und Geldwäsche, Umwelt-
schutz und nachhaltige Entwicklung große
Bedeutung beimessen.

Kultur/Audiovisuelle Medien

11. Juni: Die Kulturminister der Union kommen
in Luxemburg zu Gesprächen über das Fernse-

EWR

11. Juni: In Luxemburg findet die 11. Tagung des
EWR-Rates statt, in der es vor allem um das all-
gemeine Funktionieren und die Entwicklung des
EWR-Abkommens geht. Weitere Themen sind
die Handelspolitik, institutionelle Fragen und die
Entwicklung der Beziehungen zu Drittstaaten.

Strukturierter Dialog

11. Juni: Im Rahmen des strukturierten Dialoges
findet in Luxemburg eine gemeinsame Minister-
tagung der EU und der assoziierten Länder zu
Kulturfragen statt. In den Gesprächen geht es
insbesondere um die kulturelle Zusammenarbeit
als auch um die Kooperation im Bereich des gei-
stigen Eigentums.

EU - Syrien

1 1. Juni: In Luxemburg tagt zum zweiten Mal
der Kooperationsrat EU-Syrien, bei dem es um
den Stand der Beziehungen als auch um die Per-
spektiven eines Assoziierungsabkommens zwi-
schen beiden Parteien geht.

Ausschuß der Regionen (AdR)

12.-13. Juni: 13. Plenartagung des AdR unter
Teilnahme von Kommissionspräsident Santer
und Kommissionsmitglied Fischler. In den Bera-
tungen des AdR geht es hauptsächlich um den
Vertrauenspakt für Beschäftigung, um die Aus-
wirkungen der Erweiterung auf die Agrarpolitik
sowie um die Regierungskonferenz. Der AdR
verabschiedet außerdem Stellungnahmen unter
anderem zur gemeinsamen Verkehrspolitik, zur
zweiten UN-Konferenz für menschliche Siedlun-
gen und zum Europäischen Jahr gegen Rassis-
mus.

EU - USA

12. Juni: Im Rahmen der Transatlantischen
Erklärung treffen sich hochrangige Vertreter der
Union mit ihren Amtskollegen aus den USA in
Washington zu einem Meinungsaustausch. Dabei
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begrüßen die Teilnehmer die erzielten Fort-
schritte in zahlreichen Bereichen der Zusammen-
arbeit wie Entwicklung, humanitäre Hilfe und
Friedenssicherung und erörtern auch die extra-
territorialen Auswirkungen des Helms-Burton-
Act.

Bosnien-Herzegowina

13.-14. Juni: In Florenz findet eine Konferenz
über die Durchführung des Friedensabkommens
statt. Die Teilnehmer, darunter auch Vertreter der
EU, begrüßen dabei die Fortschritte, die bei der
Durchführung des militärischen Teiles des
Abkommens erzielt wurden. Außerdem bekräfti-
gen sie erneut, daß unter Einhaltung des festge-
legten Zeitplanes freie und demokratische
Wahlen stattfinden müssen.

gen mit den USA im Bereich des Luftverkehrs,
globales Satellitennavigationssystem, Weißbuch
über das Flugverkehrsmanagement, Sicherheit
des Luftverkehres.

Allgemeine Angelegenheiten

17. Juni: In Rom treffen sich die Außenminister
der Union zur Vorbereitung des Europäischen
Rates von Florenz und beraten außerdem über
das Exportverbot für britisches Rindfleisch.

Energie

20. Juni: Tagung der für Energiefragen zuständi-
gen Minister der Union in Luxemburg. Einziges
Thema dieser Sitzung sind die gemeinsamen
Regeln für den Elektrizitätsbinnenmarkt.

Wachstum und Beschäftigung

14.-15. Juni: In Rom findet eine Dreierkonferenz
über Wachstum und Beschäftigung statt, die die
Organe der Union, die Regierungen der Mit-
gliedstaaten sowie die Sozialpartner zusammen-
bringt. Auf der Konferenz bringen die Teilneh-
mer zum Ausdruck, daß sie eine Gesamtstrategie
von Beschäftigungsmaßnahmen unterstützen, die
auf einem Konzept makroökonomischer Politi-
ken, der Optimierung des Beitrages der Gemein-
schaftspolitiken zur Beschäftigung sowie Anpas-
sungen des Arbeitsmarktes beruht.

Europäisches Parlament (EP)

17.- 21. Juni: Im Mittelpunkt der Plenartagung
des EP stehen die Aussprache zur Vorbereitung
des Europäischen Rates von Florenz, die Wirt-
schafts- und Währungsunion, die gemeinsame
Fischereipolitik sowie der erste Tätigkeitsbericht
des Europäischen Bürgerbeauftragten. An der
Sitzung nimmt auch Kommissionspräsident San-
ter teil. Das EP verabschiedet Stellungnahmen
zur Lage in Osttimor und Indonesien, zu Nige-
ria, Birma und der Türkei sowie zum Wiederauf-
bau im ehemaligen Jugoslawien, den Wahlen in
Albanien und Bosnien.

Verkehr

17.-18. Juni: Tagung der Verkehrsminister der
Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der zweitägi-
gen Aussprache stehen die Themen: Verhandlun-

EU - Usbekistan

21. Juni: Vertreter der EU und Usbekistans unter-
zeichnen in Florenz ein Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen. Dieses Abkommen
ersetzt das 1990 mit der Sowjetunion geschlos-
sene Abkommen über Handel und handelspoliti-
sche und wirtschaftliche Zusammenarbeit und ist
auf eine Laufzeit von zehn Jahren abgeschlos-
sen.

EU - Chile

21. Juni: In Florenz unterzeichnen die Vertreter
der EU und Chiles ein Rahmenabkommen über
handelspolitische und wirtschaftliche Zusam-
menarbeit. Ziel des Abkommens ist es, die bila-
teralen Beziehungen zwischen den Parteien
durch die Vorbereitung der schrittweisen und
gegenseitigen Liberalisierung des gesamten
Handelsverkehrs zu stärken und so einen Prozeß
in Gang zu setzen, der langfristig zu einer Asso-
ziation zwischen den Parteien führen soll.

Europäischer Rat

21.-22. Juni: In Florenz tagen die Staats- und
Regierungschefs der EU. Eines der zentralen
Themen des Gipfeltreffens ist der Streit um das
Exportverbot für britisches Rindfleisch, der
jedoch beigelegt werden kann, da Großbritan-
nien zugestanden wird, in Einzelfällen Rind-
fleisch in Länder außerhalb der EU zu exportie-
ren. Zusätzlich zu dieser Maßnahme beschließen
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die Staats- und Regierungschefs eine Erhöhung
der Ausgleichszahlungen der von der BSE-Krise
betroffenen Bauern. Zum Abschluß des Treffens
einigen sich die Teilnehmer auf eine Konvention
über die europäische Polizeibehörde Europol
und kommen überein, keine zusätzlichen Finan-
zierungsprogramme zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit in Kraft zu setzen.

Strukturierter Dialog

24. Juni: In Luxemburg findet im Rahmen des
strukturierten Dialoges eine Ministertagung EU-
Zypern-Malta im Bereich Umweltpolitik statt.

Landwirtschaft

24.-27. Juni: In Luxemburg treffen sich die
Landwirtschaftsminister der Union und beraten
vier Tage lang insbesondere über die Festsetzung
des Richtpreises für Milch, des Interventions-
preises für ausgewachsene Rinder, des Grund-
und Ankaufspreises für bestimmte Erzeugnisse
des Obst- und Gemüsesektors und die Verlänge-
rung des Milchwirtschaftsjahres 1995/96. Wei-
tere Themen sind die Unterstützungsmaßnahmen
im Rindfleischsektor sowie die Gebühr für vete-
rinär- und hygienerechtliche Kontrollen.

Europarat

24.-28. Juni: In Straßburg tagt die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarates. Die Parla-
mentarier sprechen sich angesichts der Unregel-
mäßigkeiten bei den albanischen Parlaments-
wahlen für Neuwahlen aus und gewähren Aser-
baidschan einen Sondergaststatus.

Strukturierter Dialog

25. Juni: In Luxemburg tagen die Landwirt-
schaftsminister der Union zusammen mit ihren
Kollegen aus den assoziierten Ländern Mittel-
und Osteuropas und erörtern dabei die Wettbe-
werbsfähigkeit der Landwirtschaft und die not-
wendige Förderung der Entwicklung des ländli-
chen Raumes in diesen Ländern.

Umwelt

25.-26. Juni: Die Umweltminister der Union
beraten in Luxemburg unter anderem über die
Emissionsnormen für mobile Maschinen und

Geräte, die Strategie der Gemeinschaft zur Min-
derung der CO2-Emissionen von Personenkraft-
wagen, das Protokoll über biologische Sicherheit
und die Gewässerschutzpolitik der Gemein-
schaft.

EU - Kanada

26. Juni: Im Rahmen der Transatlantischen
Erklärung kommt es in Rom zu einem Treffen
EU-Kanada, in dem vor allem der Stand der
Zusammenarbeit, die Lage in Bosnien, Rußland
und im Nahen Osten sowie die extraterritorialen
Auswirkungen des Helms-Burton-Act bespro-
chen werden.

AKP- EU

27.-28. Juni: In Apia/Westsamoa tagt der AKP-
EG-Ministerrat und weist darauf hin, daß erst
sieben AKP- und zwei EG-Staaten das Abkom-
men zur Änderung des Vierten Abkommens von
Lome ratifiziert haben. Erst wenn alle Staaten
das Abkommen ratifiziert haben, so die Feststel-
lung des Rates, können die Mittel des 8. EEF
wirksam werden.

Telekommunikation

27. Juni: Tagung der für Telekommunikations-
fragen zuständigen Minister der Union in
Luxemburg. Tagesordnungspunkte der Sitzung
sind die Anpassung der Rahmenrichtlinie über
den offenen Netzzugang, den Schutz personen-
bezogener Daten und der Privatsphäre in digita-
len Kommunikationsnetzen, der Universaldienst
in der Telekommunikation im Hinblick auf ein
liberalisiertes Umfeld sowie über die Statistiken
über den Warenverkehr zwischen den Mitglied-
staaten.

G7

27.-29. Juni: In Lyon kommen die Staats- und
Regierungschefs der sieben führenden Industrie-
nationen zum 22. Weltwirtschaftsgipfel zusam-
men. Im Mittelpunkt dieses Treffens stehen der
Kampf gegen den Terrorismus, die Globalisie-
rung der Weltwirtschaft, die internationale
Finanzhilfe sowie die haushaltspolitische Situa-
tion in den Ländern. Des weiteren garantieren
die Teilnehmer dem russischen Präsidenten Jel-
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zin auch weiterhin ihre volle Unterstützung für
dessen wirtschaftliche und politische Reformen.

EGKS

27. Juni: In Luxemburg tagt zum 330. Mal der
beratende EGKS-Ausschuß zu den Themen:
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen
EU-Rußland, EU-Usbekistan, Weißbuch zur
Energiepolitik, EGKS-Funktionshaushaltsplan,
Kontrollen der Beihilfen für die Stahlindustrie,
Markt für feste Brennstoffe in der Gemeinschaft
im Jahre 1995 und Marktaussichten für das Jahr
1996.

Westeuropäische Union (WEU)

27. Juni: In Paris schließen die WEU und Slo-
wenien ein Assoziierungsabkommen, das es Slo-
wenien ermöglicht, an den Friedensoperationen
der WEU teizunehmen.

EU-Andengemeinschaft

30. Juni: In Rom unterzeichnen Vertreter der EU
zusammen mit ihren Amtskollegen der Anden-
gemeinschaft eine gemeinsame Erklärung über
den politischen Dialog, der die Zusammenarbeit
zwischen beiden Parteien verstärken und ihnen
eine dauerhafte Perspektive eröffnen soll.

Juli

Präsidentschaft

1. Juli: Turnusgemäß übernimmt Irland für sechs
Monate die Ratspräsidentschaft. Schwerpunkte
sind die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die
Schaffung einer größeren Bürgernähe der EU
sowie die Errichtung eines neuen Wechselkurs-
mechanismus (EWS II).

Europarat

2. Juli: In Straßburg stimmt der Europarat der
Aufnahme Kroatiens zu, behält sich aber gleich-
zeitig die Möglichkeit vor, diesen Entschluß
nach den Wahlen in Bosnien zu revidieren.

Europäisches Parlament (EP)

3.-4. Juli: Plenartagung des EP in Brüssel. Im
Mittelpunkt der zweitägigen Sitzung, an der auch
der italienische Ministerpräsident Prodi sowie
Kommissionspräsident Santer teilnehmen, ste-
hen eine Aussprache über die Regierungskonfe-
renz zur Überprüfung des Maastrichter Vertra-
ges, die Rinderseuche BSE als auch die Ergeb-
nisse des G7-Gipfels von Lyon.

GASP/Birma

5. Juli: In einer gemeinsamen Erklärung geben
die Fünfzehn ihrer tiefen Besorgnis über die
anhaltende Verschlechterung der politischen
Lage in Birma/Myanmar Ausdruck und rufen die
beteiligten Parteien dazu auf, alles zu unterlas-
sen, was zu einer weiteren Verschlechterung der
Lage führen könnte.

GASP/Rußland

5. Juli: Die Fünfzehn äußern in einer gemeinsa-
men Erklärung ihre Zufriedenheit über den
Ablauf des zweiten Wahlganges der Präsident-
schaftswahlen in der Russischen Föderation. Sie
signalisieren ihre Bereitschaft, auch weiterhin
zum Ausbau der demokratischen und wirtschaft-
lichen Reformen beizutragen und die Zusam-
menarbeit mit der russischen Regierung fortzu-
führen.

OSZE

5.-9. Juli: In Stockholm tagt die Parlamentari-
sche Versammlung der OSZE. Dabei geht es
hauptsächlich um sicherheitspolitische Fragen
sowie um die Lage im ehemaligen Jugoslawien.

Strukturierter Dialog

8. Juli: Im Rahmen des strukturierten Dialoges
tagen die Wirtschafts- und Finanzminister der
Gemeinschaft in Brüssel mit ihren Kollegen aus
den assoziierten Ländern Mittel- und Osteuro-
pas. Zentrales Thema der Beratungen ist die
Reform des Rentensystems.

Wirtschaft und Finanzen

8. Juli: In Brüssel kommen die Wirtschafts- und
Finanzminister der EU zusammen und beraten

Jahrbuch der Europäischen Integration 1996/97 475



CHRONOLOGIE

über folgende Themen: Prüfung des österreichi-
schen Konvergenzprogramms, Verfahren bei
übermäßigen öffentlichen Defiziten sowie den
Jahresbericht 1995 über Betrugsbekämpfung.

Hongkong

9./10. Juli: Der Gouverneur Hongkongs, Patten,
stattet der Kommission einen Besuch ab. Im Mit-
telpunkt der Gespräche stehen vor allem die poli-
tische und wirtschaftliche Lage in Hongkong
sowie die Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen Hongkong und der EU auf dem öffentli-
chen und privaten Sektor.

(EP), Hänsch sowie den EP-Abgeordneten Brok
und Guigou statt.

GASP/Türkei

15. Juli: In einer gemeinsamen Erklärung
drücken die Fünfzehn ihre Sorge über die jüng-
sten Entwicklungen in der Ägäis aus, nachdem
die Türkei die Frage nach dem rechtlichen Sta-
tus der griechischen Insel Imia aufgeworfen hat.
Sie appellieren an alle beteiligten Parteien, keine
Maßnahmen zu ergreifen, die die Spannungen
steigern könnten und das bestehende Völkerrecht
zu achten.

Chile

9. Juli: Der chilenische Außenminister Insulza
kommt in Brüssel zu Gesprächen mit Kommissi-
onsvertretern zusammen, bei denen es insbeson-
dere um das neue Abkommen zwischen der EU
und Chile geht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

10./11. Juli: 337. Plenartagung des WSA. Tages-
ordnungspunkte der Debatte, an der auch Kom-
missionsmitglied Fischler teilnimmt, sind neben
dem „Rinderwahnsinn" der Welternährungsgip-
fel, die Reform der Strukturfonds, der rechtliche
Schutz biotechnologischer Erfindungen, Tempus
II, das dritte Mehrjahresprogramm KMU sowie
die soziale Sicherheit von arbeitslosen Wander-
arbeitnehmern.

11. Juli: Polen
OECD bei.

OECD

tritt als 28. Mitglied der

Regierungskonferenz

15. Juli: Im Rahmen der Regierungskonferenz
zur Überprüfung des Maastrichter Vertrages fin-
det in Brüssel eine Tagung auf Ministerebene
statt, auf der der amtierende Ratsvorsitzende
Spring das Arbeitsprogramm der irischen Präsi-
dentschaft vorstellt. Darüberhinaus findet ein
Gedankenaustausch zwischen den Ministem und
dem Präsidenten des Europäischen Parlamentes

Europäisches Parlament (EP)

15.-19. Juli: Plenartagung des EP in Straßburg.
Im Mittelpunkt der Debatte stehen das Arbeits-
programm des irischen Ratsvorsitzes, die BSE-
Krise sowie die großen Leitlinien der Wirt-
schaftspolitik. Das EP nimmt u.a. Entschließun-
gen an zu den erzielten Fortschritten bei der
Durchführung der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik, zum Vertrag über einen
umfassenden nuklearen Teststopp, zur Lage im
ehemaligen Jugoslawien und in Tschetschenien
sowie zur Rolle Taiwans in internationalen Orga-
nisationen.

Allgemeine Angelegenheiten

15./16. Juli: Tagung der Außenminister der
Union in Brüssel. Tagesordnungspunkte der
zweitägigen Debatte sind der Antrag Sloweniens
auf Mitgliedschaft in der EU, die Ernennung
eines Sonderbeauftragten für die Stadt Mostar,
die Finanzierungsverordnung MEDA, das
Helms-Burton-Gesetz sowie die politische Lage
in Nigeria.

EU - Ungarn

16. Juli: In Brüssel tagt der Assoziationsrat EU-
Ungarn. Die Hauptpunkte der Gespräche sind
handelspolitische Fragen, Wettbewerbsregeln,
die ungarische Beteiligung an Gemeinschafts-
programmen sowie die Umsetzung der Beitritts-
strategie.
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August

EU - Polen

16. Juli: Bei der Tagung des Assoziationsrates
EU-Polen geht es in erster Linie um die handels-
politischen Beziehungen zwischen der Gemein-
schaft und Polen sowie um die polnische Strate-
gie zur Vorbereitung des EU-Beitrittes.

Landwirtschaft

22.-24. Juli: Die Landwirtschaftsminister der
Union kommen in Brüssel zusammen und bera-
ten über die Festlegung der Agrarpreise und flan-
kierende Maßnahmen für 1996/97, Flächenstil-
legungen im Wirtschaftsjahr 1997/98, die Ände-
rung der gemeinsamen Marktorganisation für
Zucker, Obst und Gemüse sowie die Festlegung
der Beihilfen für die Hopfenernte 1995.

Slowenien

23. Juli: Der slowenische Außenminister Kracun
stattet der Kommission einen Besuch ab, bei dem
es in erster Linie um den Entwurf eines Interims-
abkommens zwischen der Union und Slowenien
als auch um die Strategie zur Vorbereitung des
Beitrittes Sloweniens in die EU geht.

Türkei

25. Juli: In Brüssel unterzeichnen Vertreter der
Türkei und der Union ein Abkommen über den
Handel mit Erzeugnissen, die unter den Vertrag
über die Gründung der EGKS fallen. Das
Abkommen sieht vor, daß mit Inkrafttreten des
Abkommens alle Zölle für türkische Stahlaus-
fuhren in die Gemeinschaft und für Ausfuhren
der Union in die Türkei aufgehoben werden.
Ausgenommen davon sind jedoch bestimmte
Langzeiterzeugnisse, für die die Zölle schritt-
weise gesenkt werden sollen.

den Militärputsch in Burundi aus und fordern
alle Parteien dazu auf, Gewaltverzicht zu üben,
um die Krise mit friedlichen Mitteln zu lösen.

Kommission/Haushalt

29. Juli: Die Kommission veröffentlicht ihren
zwölften Jahresbericht über amerikanische Han-
dels- und Investitionshemnisse. In dem Bericht
listet die Kommission sämtliche Hindernisse auf,
mit denen europäische Unternehmen auf dem
amerikanischen Markt konfrontiert sind.

August

GASP/Niger

1. August: Die Fünfzehn verleihen ihrer Besorg-
nis Ausdruck über den Verlauf des ersten Wahl-
ganges der Präsidentenwahl in Niger. Sie bedau-
ern die Auflösung der unabhängigen nationalen
Wahlkommission, appellieren des weiteren an
die Regierung, die Grundrechte auf Bewegungs-
, Meinungs- und Vereinigungsfreiheit zu achten
und fordern auch die uneingeschränkte Wieder-
herstellung einer demokratischen Zivilregierung
im Wege transparenter Verfahren.

GASP/Zypern

16. August: In einer gemeinsamen Erklärung
verurteilen die Fünfzehn die jüngsten Gewaltakte
in Zypern auf das Schärfste. Sie betonen weiter-
hin, daß die jüngsten Ereignisse erneut gezeigt
haben, daß die Bemühungen um die Her-
beiführung einer umfassenden politischen
Lösung in Zypern unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen verstärkt werden müssen.

Haushalt

25. Juli: Tagung der Haushaltsminister der Union
in Brüssel. Einziger Tagesordnungspunkt ist der
Vorentwurf des Gesamthaushaltsplanes für 1997.

GASP/Burundi

26. Juli: In einer gemeinsamen Erklärung
drücken die Fünfzehn ihre tiefste Besorgnis über

GASP/USA

21. August: In Brüssel veröffentlichen die Fünf-
zehn eine gemeinsame Erklärung, in der sie ihrer
Sorge über die Verabschiedung des d'Amato-
Gesetzes Ausdruck verleihen. Sie weisen erneut
daraufhin, daß dieses Gesetz nicht geeignet ist,
den internationalen Terrorismus wirksam zu
bekämpfen.
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September

GASP/Philippinen

2. September: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen die Fünfzehn den erfolgreichen
Abschluß der Friedensgespräche zwischen der
philippinischen Regierung und der Nationalen
Befreiungsfront der Moro (MNLF) und hoffen,
daß dies zu einer allgemeinen Aussöhnung zwi-
schen den Konfliktparteien führen wird.

Europäisches Parlament (EP)

4.-5. September: Auf der Plenartagung des EP in
Brüssel, an der auch die Kommissionsvertreter
Leon Brittan und Van Miert teilnehmen, domi-
nieren im wesentlichen drei Themen die zweitä-
gige Debatte: Die Reaktionen der Gemeinschaft
auf amerikanische Gesetze die Europa betreffen,
Kindesmißbrauch sowie öffentlicher Dienst.

Allgemeine Angelegenheiten

677. September: In Tralee/Irland kommen die
Außenminister der Mitgliedstaaten der Union zu
einem informellen Treffen zusammen und bera-
ten über den Einmarsch irakischer Truppen in die
kurdische Sicherheitszone des Landes, die
Reform der EU, die GASP sowie über den Welt-
kongreß über die sexuelle Ausbeutung von Kin-
dern, der vom 27.-31. August in Stockholm
getagt hatte.

Bürgerrechte

12.-13. September: In Straßburg tagen die Bür-
gerbeauftragten der Mitgliedstaaten der Union
unter dem Vorsitz des EU-Bürgerbeauftragten
Söderman und debattieren insbesondere über die
jeweiligen Zuständigkeitsbereiche der nationa-
len Bürgerbeauftragten sowie über die Notwen-
digkeit für die einzelnen EU-Organe, mit den
Bürgerbeauftragten zusammenzuarbeiten und
somit die Transparenz gemeinschaftlicher Hand-
lungen zu erhöhen.

Informationsgesellschaft

12.-13. September: In Prag tagt zum zweitenmal
das Forum über die Zusammenarbeit mit den
Ländern Mittel- und Osteuropas im Bereich der
Informationsgesellschaft. Auf der Tagung, an der

auch Kommissionsmitglied Bangemann teil-
nimmt, wird ein konkretes Aktionsprogramm
vorgelegt.

Mitteleuropäische Freihandelszone (CEFTA)

13. September: In Jasna/Slowakei kommen die
Regierungschefs der fünf Mitgliedstaaten der
CEFTA - Polen, Slowenien, Slowakei, Tschechi-
sche Republik und Ungarn - zusammen und
beschließen eine weitere Liberalisierung des
gemeinsamen Handels mit Lebensmitteln und
Agrarprodukten.

Ungarn

16. September: Der ungarische Staatspräsident
Göncz stattet der Kommission einen Besuch ab
und berät dabei mit Kommissionsvertretern über
die Perspektiven seines Landes für einen Beitritt
in die EU, die wirtschaftliche Lage in Mittel- und
Osteuropa sowie den kürzlich geschlossenen
Nachbarschaftsvertrag zwischen Ungarn und
Rumänien.

Landwirtschaft

16.-17. September: Tagung der Landwirtschafts-
minister der Union in Brüssel. Die wichtigsten
Tagesordnungspunkte des zweitägigen Treffens
sind die Beihilferegelung für Erzeuger bestimm-
ter Zitrusfrüchte, die zur Verarbeitung bestimmt
sind, der Sachstand in Verbindung mit BSE, die
Änderung der gemeinsamen Marktorganisation
für Rindfleisch.

Europäisches Parlament (EP)

16.-20. September: In Straßburg tagt das EP
unter Beteiligung des irischen Ministerpräsiden-
ten Bruton, dem Kommissionspräsidenten San-
ier sowie Kommissionsmitglied Bangemann. Im
Mittelpunkt der Tagung steht die Lage der EU
sowie die Aussprache zur Informationsgesell-
schaft. Das EP nimmt darüberhinaus Ent-
schließungen an zur Zusammenarbeit im Ostsee-
raum, zur Lage auf Zypern, im Irak und in der
Türkei sowie zu den Menschenrechten in der EU,
in Indonesien, in Rumänien und in Rußland.
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September

GASP/Bosnien-Herzegowina

17. September: In einer gemeinsamen Erklärung
zu den Wahlen in Bosnien-Herzegowina, äußern
sich die Fünfzehn befriedigt und bekräftigen ihre
Zusage, zur Konsolidierung von Frieden und Sta-
bilität in Bosnien und Herzegowina einen
wesentlichen Beitrag zu leisten.

Ausschuß der Regionen (AdR)

18.-19. September: In Brüssel findet die 14.
Tagung des AdR statt. Im Mittelpunkt der
zweitägigen Debatte, an der auch der frühere
Kommissionspräsident Delors sowie der amtie-
rende Kommissionspräsident Santer teilnehmen,
steht eine Aussprache über die Zukunft der EU,
das Arbeitsprogramm der irischen Ratspräsident-
schaft, die Umsetzung der regionalen Beschäfti-
gungsbündnisse sowie über das Prinzip der
Chancengleichheit.

Arbeit und Soziales

24. September: Tagung der Arbeits- und Sozial-
minister der Union in Brüssel. Die wichtigsten
Tagesordnungspunkte des Treffens sind der
Schutz der Arbeitnehmer vor Gefährdung durch
Karzinogene, die Gleichberechtigung von
Frauen und Männern am Arbeitsplatz sowie das
Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Informati-
onsgesellschaft: Im Vordergrund der Mensch".

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

25.-26. September: 338. Plenartagung des WSA
unter Beteiligung des irischen Staatsministers für
europäische Angelegenheiten, Mitchell. Der
WSA verabschiedet unter anderem Stellungnah-
men zu den Themen: Bedingungen für die Zulas-
sung von Verkehrsunternehmern zum Personen-
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedslandes,
Programm „Philoxenia", Rolle der EU in Städte-
fragen, Wasserpolitik der Gemeinschaft.

Finanzen

20.-22. September: In Dublin kommen die
Finanzminister und Notenbankchefs der Union
zusammen und beraten über die Verwirklichung
der Wirtschafts- und Währungsunion. Sie erzie-
len außerdem Fortschritte bei der Schaffung
eines Stabilitätspaktes zur dauerhaften Sicherung
der Gemeinschaftswährung.

Europarat

23.-27. September: In Straßburg tagt die Parla-
mentarische Versammlung des Europarates und
debattiert über eine Reform der Strukturen und
der Rolle des Europarates.

EU - AKP

23.-27. September: In Luxemburg kommen die
Vertreter der Union mit ihren Kollegen aus den
AKP-Staaten zu der Paritätischen Versammlung
AKP-EU zusammen. Die wesentlichen Themen
der Debatte sind das geänderte Abkommen von
Lome IV, die Ratifizierung des Abkommens
durch alle beteiligten Parteien sowie die zukünf-
tigen Beziehungen zwischen der Union zu den
AKP-Staaten und die Aufnahme Südafrikas in
das Abkommen von Lome.

Kommission/Europäisches Parlament (EP)

26. September: In Brüssel veröffentlichen Kom-
mission und EP eine gemeinsame Erklärung zum
Gesetzgebungsprogramm und den sonstigen
Tätigkeiten für 1996. Die Prioritäten liegen dabei
auf der Fortsetzung der Arbeitslosigkeits-
bekämpfung, der Fortsetzung der vorbereitenden
Arbeiten zur Verwirklichung der Wirtschafts-
und Währungsunion, der maximalen Ausnutzung
der Binnenmarktvorteile, der Schaffung einer
größeren Bürgernähe der Union, der Vorberei-
tung auf die bevorstehende EU-Erweiterung, der
Fortsetzung der Aufwertung der Stellung der EU
auf dem internationalen Parkett, der Schaffung
einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik, dem aktiven Beitrag zur Regierungskonfe-
renz zur Überprüfung des Maastrichter Vertrages
sowie auf der Verstärkung der Praxis einer straf-
fen Verwaltung und Haushaltsführung.

Justiz und Inneres

26.-27'. September: In Dublin treffen sich die
Innen- und Justizminister der Union und verein-
baren eine engere Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung von Kindesmißbrauch und unter-
zeichnen außerdem eine Konvention zur Erleich-
terung der Auslieferung mutmaßlicher Straftäter.
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Telekommunikation

27. September: Die für Telekommunikation
zuständigen Minister der Gemeinschaft tagen in
Brüssel und beraten über Genehmigungen für die
Erbringung von Telekommunikationsdiensten,
die satellitengestützten persönlichen Kommuni-
kationsdienste und den sexuellen Mißbrauch von
Kindern in Verbindung mit dem Internet.

EU - Japan

30. September: In Tokio findet das jährliche Gip-
feltreffen zwischen der EU und Japan statt. In
einer gemeinsamen Erklärung äußern die Par-
teien ihre Befriedigung über die im Rahmen des
politischen Dialoges erzielten Fortschritte und
bekräftigen ihr Eintreten für Demokratie und die
Wahrung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten. Darüberhinaus debattieren die Parteien auch
über die Lage in Bosnien-Herzegowina, in Ruß-
land sowie im Nahen Osten. Weitere Themen
sind die wirtschaftlichen und handelspolitischen
Beziehungen und dabei insbesondere der bilate-
rale Handelsverkehr, der Beitritt Chinas zur
Welthandelsorganisation (WTO) und die Vorbe-
reitung der WTO-Ministerkonferenz.

Palästina

30. September: Yassir Arafat stattet der EU-Tro-
ika in Luxemburg einen Besuch ab und berät mit
dieser den gegenwärtigen Stand im Nahost-Kon-
flikt.

Oktober

Regierungskonferenz

1. Oktober: In Luxemburg tagen die Justiz- und
Innenminister im Beisein des Präsidenten des
Europäischen Parlaments, Hänsch sowie den
Parlamentsmitgliedern Guigou und Brok, über
mögliche Reformschritte im Bereich Justiz und
Inneres.

Allgemeine Angelegenheiten

1. Oktober: Tagung der Außenminister der Union
in Luxemburg. Die wichtigsten Themen der
Zusammenkunft sind die Vorbereitung der WTO-
Ministerkonferenz, die Beziehungen der Union
zu den USA vor dem Hintergrund der Helms-

Burton- und d'Amato-Gesetzgebung, die Lage
im ehemaligen Jugoslawien sowie die Verab-
schiedung einer gemeinsamen Erklärung zur
politischen Situation im Nahen Osten.

Strukturierter Dialog

3.-4. Oktober: Die Verkehrsminister der Union
tagen in Brüssel im Rahmen des strukturierten
Dialoges mit ihren Kollegen aus den zehn mit-
tel- und osteuropäischen Staaten. Im Mittelpunkt
der Gespräche stehen mögliche Maßnahmen zur
Schaffung eines umfassenden, kohärenten
Systems von Schienenverkehr und kombiniertem
Verkehr sowie die Einführung eines angemesse-
nen Tarifsystems für den Verkehr. Am Rande der
Tagung debattieren die Verkehrsminister der
Union außerdem über das Luftverkehrsabkom-
men zwischen der Gemeinschaft und den assozi-
ierten Ländern Mittel- und Osteuropas.

Georgien

4. Oktober: In Tiflis unterzeichnen Vetreter der
EU und der Republik Georgien ein Interimsab-
kommen über Handel und Handelsfragen. Die-
ses Zusatzabkommen ermöglicht es, daß der han-
delspolitische Teil des bereits bestehenden Part-
nerschafts- und Kooperationsabkommens vor-
läufig in Kraft treten kann.

Regierungskonferenz

5. Oktober: In Dublin kommen die Staats- und
Regierungschefs der Union zu einer informellen
Tagung zusammen und beraten im Rahmen der
Regierungskonferenz über die Zukunft der EU.
Sie bestätigen erneut den Zeitplan der Regie-
rungskonferenz und geben der Konferenz neue
Impulse in den Bereichen Außenpolitik, institu-
tionelle Reformen, innere Sicherheit sowie
Beschäftigung.

Forschung

7. Oktober: In Luxemburg treffen sich die For-
schungsminister der Union. Wichtigstes Thema
der Beratungen ist dabei die Erforschung der
BSE-Seuche. Darüberhinaus geht es um das
fünfte FTE-Rahmenprogramm, das Grünbuch
zur Innovation sowie den Internationalen ther-
monuklearen Versuchsreaktor (Iter).
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Oktober

Strukturierter Dialog

8. Oktober: In Luxemburg kommt es zur ersten
gemeinsamen Ministertagung zwischen den
Industrieministern der EU und ihren Amtskolle-
gen aus den assoziierten Ländern Mittel- und
Osteuropas. Das Schwerpunktthema der Sitzung
ist die Umsetzung des im September in Prag ver-
anstalteten Forums über die Informationsgesell-
schaft. Die Minister der Gemeinschaft debattie-
ren am Rande der Sitzung außerdem über das
Mehrjahresprogramm zur Förderung der sprach-
lichen Vielfalt in der Informationsgesellschaft.

System, transeuropäische Netze sowie über ein
mögliches Treffen mit den Finanzministern der
EFTA-Länder.

Fischerei

14. Oktober: Bei der Tagung der Fischereimini-
ster der Union in Luxemburg geht es im wesent-
lichen um die Fischereikontrolle, gemeinsame
Vermarktungsnormen für bestimmte Fischerei-
produkte sowie die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Rindfleisch.

EGKS

10. Oktober: In Gent findet die 331. Tagung des
beratenden EGKS-Ausschusses statt. Auf der
Tagung geht es u.a. um den Abschluß verschie-
dener Abkommen zwischen der Gemeinschaft
und Armenien, Georgien, Usbekistan und der
Ukraine sowie um den Stahlsektor in Europa und
die sozialen Aspekte im Zusammenhang mit dem
Auslaufen des EGKS-Vertrages im Jahr 2002.

EWS/Finnland

12. Oktober: Finnland wird das 11. Mitglied im
EWS. Der Leitkurs der Finnmark beträgt nach
einem Beschluß der Wirtschafts- und Finanzmi-
nister sowie der Zentralbankpräsidenten 5,80661
FIM für 1 ECU.

Umwelt

15. Oktober: Die Umweltminister der Union tref-
fen sich in Luxemburg und beraten über das
Übereinkommen über die biologische Vielfalt,
ein Autoölprogramm, eine mögliche Strategie für
die Abfallwirtschaft, die Anwendung genetisch
veränderter Mikroorganismen in geschlossenen
Systemen sowie über humane Fangnormen.

GASP/Zypern

16. Oktober: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern die Fünfzehn ihre tiefe Besorgnis über
die jüngsten Grenzzwischenfälle auf Zypern und
verurteilen die Tötung eines unbewaffneten grie-
chisch-zypriotischen Zivilisten durch Soldaten
der Streitkräfte Nordzyperns auf das Schärfste.

EU - Südliches Afrika (SADC)

14.-15. Oktober: In Windhuk (Namibia) findet
die zweite Ministerkonferenz EU-Entwicklungs-
gemeinschaft Südliches Afrika (SADC) statt.
Auf dieser Tagung wird eine erste Bilanz der im
September 1994 in Berlin eingeleiteten politi-
schen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit
gezogen und die Prioritäten der Zusammenarbeit
für die nächsten Jahre festgelegt. Außerdem
unterzeichnen die Parteien ein regionales Richt-
programm für die SADC mit einem Finanzvolu-
men von 121 Mio. ECU und einer fünfjährigen
Laufzeit.

Wirtschaft und Finanzen

14. Oktober: In Luxemburg beraten die Wirt-
schafts- und Finanzminister der Gemeinschaft
über neue Garantieregelungen für EIB-Darlehen
an Drittländer, das gemeinsame Mehrwertsteuer-

Slowakei

17. Oktober: Staatspräsident Koväcs stattet der
Kommission einen Besuch ab und berät dabei
mit Kommissionspräsident Santer über die Ach-
tung der demokratischen Grundsätze, der Mei-
nungsfreiheit und der Menschenrechte in der
Slowakei.

GASP/Südkorea

17. Oktober: Die Fünfzehn weisen in einer
gemeinsamen Erklärung darauf hin, daß das
jüngste Eindringen eines nordkoreanischen
Unterseebootes in südkoreanische Gewässer eine
erneute schwere Verletzung des Waffenstill-
standsabkommens von 1953 darstellt. Sie verur-
teilen diese Handlung und fordern Nordkorea
dazu auf, alle Maßnahmen zu unterlassen, die zu
einer Verschärfung der Spannungen auf der
Halbinsel führen können.
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Strukturierter Dialog

17. Oktober: In Nikosia tagt die Ministerkonfe-
renz EU-Zypern im Rahmen des strukturierten
Dialoges. Tagesordnungspunkte des Treffens
sind die Anpassung der Rechtsvorschriften und
die Angleichung der zyprischen Verkehrsbestim-
mungen im Hinblick auf den Beitritt Zyperns zur
EU, die Regelung staatlicher Beihilfen sowie die
Beteiligung Zyperns an der im November 1995
beschlossenen Partnerschaft Europa-Mittelmeer.

Deutschland - Frankreich

17. Oktober: In Paris treffen sich die Außenmi-
nister Deutschlands und Frankreichs, Kinkel und
de Charette, und einigen sich auf eine soge-
nannte Flexibilitätsklausel, die in den revidierten
Maastrichter Vertrag aufgenommen werden soll.

Strukturierter Dialog

18. Oktober: In La Valletta beraten die Verkehrs-
minister der EU und Maltas im Rahmen des
strukturierten Dialoges vor allem die Anpassung
der Rechtsvorschriften und die Angleichung der
Verkehrsbestimmungen im Hinblick auf den Bei-
tritt Maltas zur EU.

EU - Europarat

23. Oktober: In Straßburg findet die Vierertagung
EU-Europarat statt. Im Mittelpunkt des
Gespräches steht dabei die Aktualisierung der
seit 1987 vereinbarten Zusammenarbeit.

Strukturierter Dialog

25. Oktober: Gemeinsame Ministertagung der
EU und der assoziierten Länder Mittel- und Ost-
europas im Bereich Binnenmarkt. Im wesentli-
chen erörtern die Parteien die Fortschritte, die
die assoziierten Länder bei der Umsetzung der
Empfehlungen des Weißbuches gemacht haben.
Darüber hinaus heben die Teilnehmer insbeson-
dere die in den Ländern installierten Büros für
den Informationsaustausch hervor. Am Rande
der Tagung erörtern die Gemeinschaftsminister
außerdem Zollregelungen und Zollverfahren
sowie das Abkommen mit Norwegen über die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwe-
sens.

OECD

25. Oktober: Südkorea tritt als 29. Mitglied der
OECD bei.

Kulturpolitik

19. Oktober: In Senigallia (Italien) wird 34
europäischen Gemeinden der Preis „les etoiles
d'or du jumelage" verliehen. Dieser Preis richtet
sich an jene Gemeinden, die sich besonders um
die europäische Einigung und die Bürgernähe
verdient gemacht haben.

Regierungskonferenz

28. Oktober: Im Rahmen der Regierungskonfe-
renz zur Überprüfung des EU-Vertrages kommt
es in Luxemburg zur siebten Sitzung auf Mini-
sterebene, bei der es insbesondere um die The-
men Außenwirtschaftsbeziehungen sowie
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik geht.

Europäisches Parlament (EP)

21.-25. Oktober: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der viertägigen Sitzung
steht das Arbeitsprogramm der Kommission, das
informelle Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs in Dublin sowie der Haushalt 1997. Das
EP nimmt außerdem Stellungnahmen an im
Bereich der Menschenrechte u.a. zu Afghanistan,
zu Bangladesch, zur Lage in Weissrußland, zu
Myanmar sowie zur Verletzung der Religions-
freiheit in der Türkei. Im Bereich Außen- und
Sicherheitspolitik gibt das EP seine Zustimmung
zum Abschluß des Europaabkommens mit Slo-
wenien und äußert sich zum Aktionsplan der EU
für Rußland.

Landwirtschaft

28.-30. Oktober: Auf der Tagung der Landwirt-
schaftsminister der Gemeinschaft in Luxemburg
geht es hauptsächlich um die Änderung der
GMO für Rindfleisch, die Änderung zur Rege-
lung der Stützung der Erzeuger bestimmter land-
wirtschaftlicher Kulturpflanzen sowie um die
Änderung der Beihilferegelung für die Verbesse-
rung der Effizienz der Agrarstruktur.

EU - Ägypten

28. Oktober: In Luxemburg findet die zehnte
Tagung des Kooperationsrates EU-Ägypten statt.
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Wesentliche Tagesordnungspunkte der Tagung
sind der Stand der Beziehungen zwischen bei-
den Parteien und ihre weitere Entwicklung, die
Wirtschaftslage in Ägypten sowie der Friedens-
prozeß im Nahen Osten.

Beschäftigung in Europa, Beziehungen zwischen
der EU und Kuba.

November

Südkorea

28. Oktober: In Luxemburg unterzeichnen die
Vertreter der Union und der Republik Korea ein
Rahmenabkommen über den Handel und die
Zusammenarbeit. Ziel des auf fünf Jahre abge-
schlossenen Abkommens ist die Diversifizierung
und der Ausbau des Handels sowie die Ein-
führung einer handelspolitischen Zusammenar-
beit.

Strukturierter Dialog

28.-29. Oktober: Gemeinsame Ministertagung
der EU und der assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas in Luxemburg. Im Mittelpunkt der
Gespräche, die von den Außenministern geführt
werden, stehen die im Rahmen der Beitrittsstra-
tegie erzielten Fortschritte, die Regierungskon-
ferenz sowie aktuelle internationale Fragen. Am
Rande der Tagung beraten die Minister der
Union außerdem über die jüngsten extraterrito-
rialen Gesetze der USA sowie über die Vorberei-
tung der WTO-Konferenz und die Lage im ehe-
maligen Jugoslawien.

EU - Südkorea

29. Oktober: In Luxemburg findet die 12. Mini-
stertagung EU-Südkorea statt. Erörtert werden
bei der Tagung insbesondere das jüngste Abkom-
men zwischen beiden Parteien, die Aufnahme
Südkoreas in die OECD und die Beteiligung der
EU an der Organisation für die Entwicklung der
Energiewirtschaft auf der koreanischen Halb-
insel.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

30.-31. Oktober: Auf der 339. Plenartagung des
WSA, an der auch Kommissionsmitglied Brittan
teilnimmt, geht es u.a. um die Zukunft der EU,
die Stärkung und die Aufgaben des WSA und die
Ziele der Kommission bei der bevorstehenden
WTO-Konferenz. Der WSA nimmt außerdem
Stellungnahmen an zu folgenden Themen: Welt-
handel und Umwelt, Maßnahmen für die

GASP/China

5. November: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern sich die Fünfzehn zutiefst betroffen über
die Verurteilung von Wang Dan zu einer langen
Haftstrafe und betonen das unveräußerliche
Recht auf Meinungsfreiheit.

Europarat

6.-7. November: In Straßburg kommen die
Außenminister der Mitgliedstaaten des Europa-
rates zusammen und beschließen die Aufnahme
Kroatiens in den Europarat. Des weiteren bera-
ten die Minister über die Sicherheit in Europa,
die Erweiterung des Europarates sowie über den
Schutz der Menschenrechte.

Zaire

7. November: In Brüssel kommen die für Ent-
wicklungszusammenarbeit zuständigen Minister
der Union zu einem Sondertreffen zusammen
und beraten über die Krise in Zaire. Zum
Abschluß des Treffens verabschieden die Mini-
ster eine Erklärung, in der sie bekräftigen, daß
die Gemeinschaft weiterhin versuchen wird, der
notleidenden Bevölkerung in Ostzaire zu helfen,
wobei die freiwillige Rückkehr der Flüchtlinge
unterstützt werden soll.

EU - USA

7. November: Die Vertreter der Union und der
USA unterzeichnen ein Zollabkommen, das zur
Erleichterung des Handels und der Zollverfah-
ren zwischen beiden Parteien führen soll.

EU - Slowenien

11. November: In Brüssel unterzeichnen die Uni-
onsvertreter zusammen mit ihren Kollegen aus
Slowenien ein Interimsabkommen über Handel
und Handelsfragen. Aufgrund dieses Abkom-
mens kann der handelspolitische Teil des bereits
mit Slowenien unterzeichneten Europaabkom-
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mens vor der Ratifizierung und dem Inkrafttre-
ten des Abkommens durchgeführt werden.

Wirtschaft und Finanzen

11. November: Tagung der für Wirtschaft und
Finanzen zuständigen Minister der Gemeinschaft
in Brüssel. Zentraler Tagesordnungspunkt des
Treffens ist die dritte Stufe der Wirtschafts- und
Währungsunion. Weitere Themen sind die Ent-
wicklung der Steuersysteme in der Gemein-
schaft, Finanzhilfen für die Ukraine sowie Darle-
hensgarantien für Investitionen der KMU
(ELISE).

Europäisches Parlament (EP)

11.-15. November: Tagung des EP in Brüssel an
der auch die Kommissionsmitglieder Gradin und
Marin teilnehmen. Die wichtigsten Themen der
viertägigen Sitzung sind die Außenbeziehungen
im allgemeinen, die Lage in Zaire, der Frieden-
sprozeß im Nahen Osten, die WTO sowie gene-
tisch manipulierte Lebensmittel. Das EP nimmt
des weiteren Resolutionen an zum Energie-
Weißbuch der Kommission, zur Chancengleich-
heit von Männern und Frauen im öffentlichen
Dienst, zum Schutz von Tieren beim Transport
sowie zur Abfallwirtschaft.

Ausschuß der Regionen (AdR)

13./14. November: 15. Plenartagung des AdR.
An der Tagung, an der auch Kommissionsmit-
glied Wulf-Mathies teilnimmt, verabschiedet der
AdR Stellungnahmen zu folgenden Themen:
Parkausweis für behinderte Menschen, Struktur-
politik und Beschäftigung, Europäischer Freiwil-
ligendienst für Jugendliche. Entschließungen
nimmt der AdR an zum Europäischen Jahr der
Demokratie in den Kommunen und Regionen
sowie zur Informationsgesellschaft.

Usbekistan

14. November: Die Vertreter der Union und
Usbekistans unterzeichen ein Interimsabkom-
men über Handel und Handelsfragen, das es
ermöglicht, den handelspolitischen Teil des
bereits geschlossenen Partnerschafts- und
Kooperationsabkommens vorzeitig in Kraft zu
setzen.

Industrie

14. November: Tagung der Industrieminister der
Union in Brüssel. Die wichtigsten Punkte der
eintägigen Debatte sind die gemeinschaftlichen
Vorschriften über Beihilfen an die Eisen- und
Stahlindustrie, das dritte Mehrjahresprogramm
für die KMU, die Politik der Wettbewerbsfähig-
keit, die Automobil-, die Chemie- und die Tex-
tilindustrie.

Gesundheitswesen

12. November: Tagung der Gesundheitsminister
der Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der Tagung
stehen die Beratungen über eine Strategie für die
Sicherheit von Blutkonserven und die Selbstver-
sorgung mit Blut in der Union, das Rauchverbot
in öffentlich zugänglichen Räumen sowie die
Übertragbarkeit von BSE auf den Menschen.

Welternährungsgipfel

13.-17. November: In Rom findet der Welt-
ernährungsgipfel statt, an dem auch die EU als
Vollmitglied teilnimmt. Zum Abschluß des Tref-
fens verabschieden die Teilnehmer zwei Doku-
mente über Ernährungssicherheit sowie einen
Aktionsplan, der von jedem Mitgliedstaat auf
nationaler Ebene zu implementieren ist.

Bosnien-Konferenz

14. November: In Paris treffen sich die Außen-
minister der am Wiederaufbau Bosnien-Herze-
gowinas beteiligten Staaten und Internationalen
Organisationen mit den Mitgliedern des bosni-
schen Staatspräsidiums und sagen weitere Unter-
stützungsmaßnahmen zu, die jedoch von der
Respektierung des Dayton-Abkommens durch
die bosnische Führung abhängig gemacht
werden.

EU - China

15. November: In Peking tagt der Gemischte
Ausschuß EU-China und berät über den Stand
der bilateralen Beziehungen sowie über die
Durchführung einer neuen langfristigen Politik
der EU gegenüber China. Weitere Themen sind
die wirtschaftliche und handelspolitische Zusam-
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menarbeit sowie der Beitritt der Volksrepublik
zur WTO.

Landwirtschaft

18. November: In Brüssel beraten die Landwirt-
schaftsminister der Gemeinschaft insbesondere
über die Änderung der GMO für Rindfleisch
sowie über die Europäische Agentur für tierärzt-
liche und pflanzengesundheitliche Überwa-
chung.

Fischerei

22. November: Die Fischereiminister der Union
treffen sich in Brüssel und beraten über die Ziele
für die Umstrukturierung des Fischereisektors
zur Herstellung eines dauerhaften Gleichgewich-
tes zwischen den Beständen und ihrer Nutzung,
die Einführung eines Systems zur Satelliten-
Überwachung der Fischereifahrzeuge der Union
sowie über die Durchführung der für die Fische-
reifahrzeuge von Drittländern geltenden Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen der
Union.

Haushalt

19. November: Unter dem Vorsitz des irischen
Staatsministers für Finanzen beraten die für den
Haushalt zuständigen Minister über den Entwurf
des Gesamthaushaltsplanes für 1997 sowie über
das Berichtigungsschreiben Nr. 2.

Westeuropäische Union (WEU)

19. November: In Ostende kommen die Außen-
und Verteidigungsminister der WEU-Staaten mit
ihren Kollegen aus den acht WEU-Partnerlän-
dern zu ihrer Herbsttagung zusammen und unter-
zeichnen dabei eine Vereinbarung über die Grün-
dung einer Westeuropäischen Rüstungsorganisa-
tion (WEAO), die sich in erster Linie mit For-
schung und Entwicklung im Bereich Rüstung
befassen soll.

Entwicklung

22. November: Zentrale Themen der eintägigen
Zusammenkunft der Entwicklungshilfeminister
der Union sind die Region der Großen Seen, die
menschliche und soziale Entwicklung innerhalb
der EU, der Aspekt der Gleichstellung der
Geschlechter bei Krisenverhütung, Noteinsätzen
und Wiederaufbau und die Bekämpfung des Ein-
satzes von Antipersonenminen.

Regierungskonferenz

25. November: In Brüssel findet die achte Sit-
zung auf Ministerebene zur Überprüfung des
Maastrichter Vertrages statt. An der Sitzung, an
der auch die beiden Vertreter des Europäischen
Parlamentes Brok und Guigou teilnehmen, geht
es insbesondere um Flexibilität, Mitentschei-
dungsverfahren und die Rolle der nationalen Par-
lamente.

Bildung

21. November: Tagung der Bildungsminister der
Union in Brüssel. Zentrale Tagesordnungspunkte
sind der Erfolg in der Schule, Leitlinien für das
lebensbegleitende Lernen, die Entwicklung
durch Bildung und Ausbildung auf lokaler Ebene
sowie der Schutz der Kinder.

Europäisches Währungssystem (EWS)

25. November: Aufgrund des Beschlusses der
Wirtschafts- und Finanzminister der Union,
nimmt die Lira mit sofortiger Wirkung wieder
am Wechselkursmechanismus des EWS teil. Der
neue Leitkurs der Lira wird auf 1906, 48 ITL für
1 ECU festgelegt.

Strukturierter Dialog

21. November: In Brüssel treffen sich die Bil-
dungsminister der Union mit ihren Kollegen aus
den assoziierten Ländern und erörtern die Ein-
beziehung der Länder in die Programme Sokra-
tes, Leonardo und „Jugend für Europa" sowie die
Verlängerung des TEMPUS-Programmes.

Allgemeine Angelegenheiten

25./26. November: Tagung der für Allgemeine
Angelegenheiten zuständigen Minister der
Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der zweitägi-
gen Beratungen stehen die Themen: Vorberei-
tung der WTO-Ministerkonferenz, die Beziehun-
gen zu Malta, zum Iran und zu Tschetschenien
sowie die Lage in Zaire.
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GASP/Iran

25. November: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern sich die Fünfzehn besorgt über die jüng-
sten Entwicklungen im Iran sowie über die Dro-
hungen gegenüber Deutschland, wo gemäß
rechtsstaatlichen Grundsätzen ein Prozeß gegen
iranische Staatsbürger geführt wird.

Verbraucherschutz

25. November: Im Mittelpunkt der Beratungen
der für Verbraucherschutzfragen zuständigen
Minister der Union in Brüssel stehen die Mittei-
lung der Kommission mit dem Titel „Aktions-
plan für den Zugang der Verbraucher zum Recht
und die Beilegung von Rechtsstreitigkeiten der
Verbraucher im Binnenmarkt".

EU - Mittelmeer

25726. November: In Marseille treffen sich die
Umweltminister aus 30 Mittelmeeranrainerstaa-
ten im Rahmen der 1995 vereinbarten Partner-
schaft Europa-Mittelmeer. Dabei geht es im
wesentlichen um die landwirtschaftliche Wasser-
wirtschaft, Brauchwasser, die Verstärkung der
zuständigen Stellen sowie um die Aus- und Wei-
terbildung der Wasserfachleute. Zum Abschluß
der Konferenz wird eine Erklärung verabschie-
det, in der die Notwendigkeit einer integrierten
und konzertierten Wasserwirtschaft unterstrichen
und die Einrichtung eines EU-Mittelmeer-Infor-
mationssystems über das entsprechende Know-
How vorgesehen wird.

Strukturierter Dialog

26. November: Im Rahmen des strukturierten
Dialoges findet in Brüssel die gemeinsame Mini-
stertagung EU-Zypern im Bereich Allgemeine
Angelegenheiten statt. Wichtigste Tagesord-
nungspunkte sind die Lage in Zypern, die bei der
Beitrittsvorbereitung erzielten Fortschritte, die
Zusammenarbeit im Rahmen der auf der Barce-
lona-Konferenz vereinbarten Kooperation sowie
die laufenden Entwicklungen der Regierungs-
konferenz.

Binnenmarkt

26. November: Die für den Binnenmarkt zustän-
digen Minister der Union kommen in Brüssel
zusammen und beraten über die Initiative SLIM,

das Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge,
die Informationskampagne „Vorrang für den
Bürger" sowie über Extraktionsmittel.

EU - Mittelmeer

27.-29. November: In Venedig findet die zweite
Ministertagung über die Bewirtschaftung der
Meeresschätze des Mittelmeeres statt. Schwer-
punkte der Tagung sind die Bestimmung der
Bereiche, in denen die Parteien künftig zusam-
menarbeiten wollen, sowie die Harmonisierung
der Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände
im Mittelmeer.

Europäisches Parlament (EP)

27728. November: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der zweitägigen Sitzung,
an der auch Kommissionspräsident Santer teil-
nimmt, steht die Aussprache über die Beschäfti-
gung, die einheitliche Währung sowie die Berei-
che Forschung und Verkehr als auch über die
Lage im Gebiet der Großen Seen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

27728. November: 340. Plenartagung des WSA.
Auf dieser Tagung, an der auch Kommissions-
mitglied Wulf-Mathies teilnimmt, gibt der WSA
Stellungnahmen zu folgenden Themen ab:
Zukunft des Sozialschutzes, Schutz des Waldes,
Beziehungen zwischen der Union und Kanada,
Übereinkommen über den Schutz der Donau,
Textil- und Bekleidungsindustrie, Telematiksy-
steme im intermodalen Verkehr in Europa, Chan-
cengleichheit für behinderte Menschen.

Strukturierter Dialog

28. November: Im Rahmen des strukturierten
Dialoges kommen die Innen- und Justizminister
der Union in Brüssel mit ihren Kollegen aus den
assoziierten Ländern zusammen. Sie beraten
über die in der EU erzielten Fortschritte bei der
Drogenbekämpfung und der Zusammenarbeit
der Justizbehörden der EU mit den assoziierten
Ländern bei der Bekämpfung der organisierten
Kriminalität.
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Strukturierter Dialog

28. November: Im Rahmen des strukturierten
Dialoges kommen die Justiz- und Innenminister
der Union mit ihren Kollegen aus Zypern zusam-
men und erörtern die Zusammenarbeit beim
Kampf gegen Drogenhandel, organisierte Krimi-
nalität und Menschenhandel.

Justiz und Inneres

28729. November: Nach Abschluß der
Gespräche im Rahmen des strukturierten Dialo-
ges, treffen sich die Justiz- und Innenminister der
Union in Brüssel und beraten über Förder- und
Austauschprogramme für Personen, die für Maß-
nahmen gegen den Menschenhandel und die
sexuelle Ausbeutung von Kindern zuständig
sind, über EDU-Europol und Maßnahmen gegen
den Drogenterrorismus.

Telekommunikation

28. November: Tagung der für Telekommunika-
tion zuständigen Minister der Union in Brüssel.
Im Kern der Gespräche stehen hauptsächlich ille-
gale und schädliche Inhalte im Internet.

Sozialer Dialog

29. November: Im Rahmen des sozialen Dialo-
ges treffen sich Kommissionspräsident Santer,
Kommissar Flynn und der irische Ministerpräsi-
dent Bruton mit den europäischen Sozialpartnern
und beraten über Beschäftigung in Europa.
Betont wird auf der Sitzung insbesondere die
Notwendigkeit einer koordinierten europäischen
Strategie zwischen allen Parteien mit dem Ziel,
die Arbeitslosigkeit zu senken.

Dezember

GASP/Ehemaliges Jugoslawien

2. Dezember: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern sich die Fünfzehn zutiefst besorgt über
die Entwicklungen in Serbien nach der Kommu-
nalwahl und betonen erneut, welche Bedeutung
sie der Einhaltung der international gültigen
Normen wie auch der Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit beimessen.

OSZE

2.-3. Dezember: In Lissabon tagt der fünfte Gip-
fel der Staats- und Regierungschefs der OSZE.
Zum Abschluß der Konferenz verabschieden die
Teilnehmer eine Erklärung über ein europäisches
Sicherheitsmodell im 21. Jahrhundert, in dem
Konzepte wie die Pflicht zur Rechenschaftsable-
gung, die gegenseitige Verantwortung und Soli-
darität in Sicherheitsfragen sowie eine Plattform
für kooperative Sicherheit festgelegt sind.

Wirtschaft und Finanzen

2. Dezember: Tagung der Wirtschafts- und
Finanzminister der Union in Brüssel. Zentrale
Tagesordnungspunkte sind der Bericht an den
Europäischen Rat zur Beschäftigung sowie der
Mehrwertsteuer-Normalsatz.

Arbeit und Soziales

2. Dezember: In Brüssel treffen sich die Arbeits-
und Sozialminister der Union und beraten über
die mögliche Einsetzung des Ausschusses für
Beschäftigung und Arbeitsmarkt, die Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen bei den
betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit,
die Rolle der Sozialschutzsysteme bei der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Chan-
cengleichheit von Behinderten.

Westeuropäische Union (WEU)

2.-5. Dezember: In Paris tagt die Parlamentari-
sche Versammlung der WEU. An der Tagung, an
der auch der französische Staatspräsident Chirac
teilnimmt, wird eine umfassende Information
über die Arbeiten der Regierungskonferenz
gefordert. Ferner wird empfohlen, der Türkei die
Teilnahme an den WEU-Streitkräften im Mittel-
meerraum zu ermöglichen sowie unmittelbar in
der Region der Großen Seen humanitäre und
friedensschaffende Maßnahmen zu vollziehen.

Energie

3. Dezember: Tagung der Energieminister der
Union in Brüssel. Die wichtigsten Themen der
Beratungen sind die gemeinsamen Vorschriften
für den Erdgasbinnenmarkt, der Lagebericht
über die Mineralölversorgung, -Verarbeitung und
den Mineralölmarkt in der Union, Klimaände-
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rungen sowie transeuropäische Netze im Ener-
giebereich.

Rat den allgemeinen Rahmen für einen Entwurf
zur Revision der Verträge vorstellt.

Beschäftigung

3. Dezember: Unter dem Vorsitz der irischen
Staatsministerin Fitzgerald, findet in Brüssel die
fünfzigste Sitzung des ständigen Ausschusses für
Beschäftigungsfragen statt, auf der der gemein-
same Bericht des Rates und der Kommission zur
Beschäftigung in Europa 1996 geprüft wird.

EWR

6. Dezember: In Brüssel tagt zum sechsten Mal
der EWR-Rat. Bei dem Treffen wird das allge-
meine Funktionieren des EWR-Abkommens als
zufriedenstellend bewertet und darüberhinaus
über die Probleme im Zusammenhang mit der
Ausfuhr von norwegischem Lachs gesprochen.

Bosnien-Konferenz

4.-5. Dezember: In London tagt die Konferenz
über die Durchführung des Friedensabkommens,
an der die Vertreter von 43 Staaten mit dem bos-
nischen Staatspräsidium zusammenkommen.
Neben der Prüfung der erzielten Fortschritte seit
der Unterzeichung des Abkommens von Dayton,
verabschieden sie einen „Plan zur Konsolidie-
rung des Friedens" mit einer Laufzeit von zwei
Jahren.

Allgemeine Angelegenheiten

6. Dezember: Tagung der Außenminister der
Union in Brüssel. Die Minister befassen sich auf
dieser Tagung hauptsächlich mit der Vorberei-
tung der Tagung des Europäische Rates in Dub-
lin, mit den transatlantischen Beziehungen, der
Region der Großen Seen, den Beziehungen zu
Bulgarien, dem Stand der Verhandlungen mit
der Schweiz sowie dem gemeinschaftlichen Sor-
tenamt.

EU - Südafrika

5. Dezember: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Union zusammen mit ihren Kollegen aus
Südafrika ein Abkommen über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit, das alle Tätigkeiten
aus dem Bereich Forschung und technologische
Entwicklung im Zusammenhang mit dem vier-
ten Rahmenprogramm abdeckt.

Forschung

5. Dezember: Die Forschungsminister der Union
treffen in Brüssel zu Beratungen zusammen und
erörtern dabei zusätzliche Finanzmittel für das
vierte Rahmenprogramm, die Erforschung der
Übertragbarkeit von BSE auf den Menschen, die
Forschung bei der Bekämpfung des Drogen-
mißbrauches sowie die Rolle der Gemeinsamen
Forschungsstelle.

Regierungskonferenz

6. Dezember: Im Rahmen der Regierungskonfe-
renz zur Überprüfung des Maastrichter Vertrages
findet in Brüssel eine Klausurtagung auf Mini-
sterebene statt, auf der der irische Außenmini-
ster und amtierende Ratspräsident Spring dem

Welthandelsorganisation (WTO)

9.-13. Dezember: In Singapur findet die erste
Ministerkonferenz der WTO statt. Zum Abschluß
der Tagung wird die Ministererklärung von Sin-
gapur verabschiedet, in der insbesondere auf die
Stärkung der Rolle der WTO als Verhandlungs-
forum, die fortschreitende Liberalisierung des
Welthandels und die Umsetzung der im Rahmen
der Uruguay-Runde eingegangenen Verpflich-
tungen abgezielt wird.

Europäisches Parlament (EP)

9.-13. Dezember: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Die zentralen Tagesordnungspunkte der
einwöchigen Debatte sind die Abstimmung über
den Haushalt 1997 in zweiter Lesung, die Aus-
sprachen zum Gesetzgebungsprogramm der
Kommission, zur Vorbereitung des Europäischen
Rates von Dublin, zur Zusammenarbeit im
Bereich Justiz und Inneres, zur Finanzierung der
Erweiterung, sowie zur Lage im ehemaligen
Jugoslawien und Algerien. Das EP nimmt außer-
dem Entschließungen an zur Lage in Ost-Zaire,
zu den Menschenrechten in der Welt und in der
EU, zur Sonntagsarbeit, zu den Rechten behin-
derter Menschen sowie zur Änderung des vier-
ten AKP-EWG-Abkommens.
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Umwelt

9. Dezember: Tagung der Umweltminister der
Union in Brüssel. Die wichtigsten Punkte der
Zusammenkunft sind die dauerhafte und
umweltgerechte Entwicklung, die Gemein-
schaftsstrategie für die Abfallbewirtschaftung,
humane Fangnormen sowie die Überwachung
und Kontrolle der Verbringung von Abfällen.

Sacharow-Preis

11. Dezember: Der Präsident des Europäischen
Parlamentes, Hänsch überreicht in Straßburg der
Schwester des noch immer inhaftierten chinesi-
schen Dissidenten Wie Jingsheng den Sacharow-
Preis 1996 für die geistige Freiheit.

und Kriminalität sowie die Vereinbarung eines
Stabilitätspaktes für die Wirtschafts- und
Währungsunion. Der Stabilitätspakt sieht eine
Überwachung der Haushaltsdisziplin in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten vor sowie entsprechende
Sanktionen bei einem übermäßigen Defizit.

EU - USA

16. Dezember: Im Rahmen der transatlantischen
Erklärung treffen sich Vertreter der Union mit
dem Präsidenten der USA, Bill Clinton und bera-
ten über die erzielten Fortschritte, die seit der
Unterzeichnung der Neuen Transatlantischen
Agenda in verschiedenen Bereichen der Koope-
ration erzielt wurden.

Verkehr

12./13. Dezember: Die Verkehrsminister der
Union kommen in Brüssel zusammen und bera-
ten über die Kabotage im Personenkraftverkehr,
die gemeinsamen Regeln für den grenzüber-
schreitenden Personenverkehr mit Kraftomni-
bussen, die Haftung von Luftfahrtunternehmen
bei Unfällen sowie über eine Strategie zur Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Schiff-
fahrt.

Landwirtschaft

16./17. Dezember: Die Landwirtschaftsminister
der Union beraten in Brüssel insbesondere über
tierseuchenrechtliche und pflanzenschutzrechtli-
che Gleichstellungsabkommen mit Neuseeland,
die Mindestanforderungen für den Schutz von
Kälbern und die Schutzmaßnahme gegen das
Verbringen von Schadorganismen der Pflanzen
oder Pflanzenerzeugnissen in den Mitglied-
staaten.

Wirtschaft und Finanzen

12. Dezember: Die für Wirtschafts- und Finanz-
fragen zuständigen Minister der Union beraten
in Brüssel über den neuen Wechselkursmecha-
nismus, den Stabilitäts- und Wachstumspakt
sowie über den rechtlichen Rahmen für den
Euro.

OECD

12.12. Südkorea tritt der OECD als 29. Mit-
glied bei.

Europäischer Rat

13./14. Dezember: In Dublin treffen sich die
Staats- und Regierungschefs der Europäischen
Union und nehmen dabei folgende Schlußdoku-
mente an: Erklärung zur Beschäftigung, Billi-
gung des Entwurfes der irischen Ratspräsident-
schaft zur Überarbeitung des Maastrichter Ver-
trages, Verpflichtung zum Kampf gegen Drogen

Audiovisuelle Medien/Kultur

16. Dezember: Tagung der für Kultur und audio-
visuelle Medien zuständigen Minister der Union
in Brüssel. Zentraler Tagesordnungspunkt ist die
Einbeziehung der kulturellen Aspekte in die
Tätigkeit der Union.

Europäische Freihandelsassoziation (EFTA)

16. Dezember: In Genf findet zum 83. Mal die
Ministerratstagung der EFTA statt. Zum
Abschluß der Konferenz unterzeichnen die Ver-
treter der Mitgliedstaaten eine Erklärung zur
Zusammenarbeit mit der Palästinensischen
Befreiungsorganisation PLO, die die Aufnahme
von Verhandlungen über ein Freihandelsabkom-
men vorsieht.

EU - Neuseeland

17. Dezember: Vertreter der EU und Neuseelands
unterzeichnen ein Abkommen über veterinärhy-
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gienische Maßnahmen im Handel mit lebenden
Tieren und tierischen Erzeugnissen.

die GAP, GMO für Rohtabak und der 25. Bericht
über die Wettbewerbspolitik.

EU - Kanada

17. Dezember: Im Rahmen der Transatlantischen
Erklärung treffen sich die Vertreter der EU mit
ranghohen Vertretern Kanadas in Ottawa und
unterzeichnen eine gemeinsame politische
Erklärung sowie einen Aktionsplan, die insge-
samt vier Schwerpunkte enthalten: Ausbau der
multilateralen Handelsbeziehungen zur Auswei-
tung des Welthandels und zur Förderung der bila-
teralen wirtschaftlichen und handelspolitischen
Beziehungen, Förderung von Frieden, Stabilität,
Demokratie und Entwicklung, Zusammenarbeit
bei schwierigen internationalen Fragen, Intensi-
vierung der bilateralen Beziehungen in zahlrei-
chen Politikfeldern.

Telekommunikation

18. Dezember: Auf der Tagung der für Telekom-
munikation zuständigen Minister der Union in
Brüssel geht es ausschließlich um die Richtlinie
über gemeinsame Vorschriften für die Entwick-
lung der Postdienste und die Verbesserung der
Dienstqualität in der Union.

WSA

18./19. Dezember: 341. Plenartagung des WSA.
Auf der Tagung, an der auch Kommissionspräsi-
dent Fischler teilnimmt, nimmt der WSA Stel-
lungnahmen an zu den Themen: Folgen des Bei-
trittes der mittel- und osteuropäischen Länder für

Fischerei

19./20. Dezember: Die Fischereiminister der
Union kommen in Brüssel zu zweitägigen Bera-
tungen zusammen und erörtern dabei die The-
men: Gesamtfangmengen für 1997, Aufteilung
der Fangquoten in verschiedenen Gewässern,
Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände.

EGKS

19. Dezember: In Luxemburg findet die 332.
Tagung des beratenden Ausschusses der EGKS
statt. Im Rahmen der Tagung kommt es unter
anderem zu einem Gedankenaustausch über den
zwanzigsten Jahresbericht über die Tätigkeit des
Beratenden Ausschusses für Sicherheit, Hygiene
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und zu
einer Anhörung über den Entwurf eines Voraus-
schätzungsprogrammes „Stahl" für das 1. Halb-
jahr 1997.

Schengener Abkommen

19. Dezember: In Luxemburg findet die Sitzung
des Schengen-Exekutiv-Ausschusses statt, bei
dem die Beitrittsprotokolle Schwedens, Finn-
lands und Dänemarks sowie das Kooperations-
abkommen mit Norwegen und Island unterzeich-
net werden. Darüberhinaus wird ein Termin für
die Abschaffung der Personenkontrollen an den
Grenzen Österreichs, Italiens und Griechenlands
und den anderen Mitgliedstaaten vereinbart.
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